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Nr. 11 Berlin, den 1. Juni 1936 19. Jahrgang

Danzigs Zahlungsbilanz
Auf dem Wege zur Konsolidierung der Wirtschafts- und Währungsverhältnisse der

Freien Stadt Danzig wurden seit dem vergangenem Jahre beachtliche Fortschritte erzielt-
Die im Vorjahr bewerkstelligte Neuregelung der Auslandsschulden ermög-
lichte dank der jährlichenEinsparungen in Höhe von 4 Mill. Gulden eine Senkung der

Einkommensteuer und brachte auch der Danziger Zahlungsbilanz eine gewisse Entlastung·
Die Ausbalanzierung der Zahlungsbilanz ist bei einem so kleinen Währungsgebietz
wie es die Freie Stadt Danzig ist, keine einfache Aufgabe, insbesondere wenn man

bedenkt, daß Danzig wie kein anderer Schuldnerstaat Unter dem D r u rk e i n e s a u ß e r -

o r d e n t l i ch e n J m p o r t z w a n g e s steht Und in seiner Zahlungsbilanz die Zufalls-
momente und Imponderabilien eine besondere Rolle spielen. Die Notwendigkeit, für den

starken zwangsläufigen Warenbezug aus dem Auslande die e r f o r d e r l i ch e n

D e v i s e n a u f z u b r i n g e n
, beeinflußt und bestimmt die gesamte Wirtschafts-,

Finanz- und Währungspolitik der Freien Stadt und gibt, wie es in dem kürzlichveröffent-
lichten Verwaltungsbericht der Bank von Danzig heißt, der devisenschaffenden Aus-fuhr in

Form von Warenausfuhr und Dienstleistungen im Hafenumschlag, Durchgangshandel usw.
eine für die LebensfähigkeitDanzigs e n t s ch e i d e n d e B e d e u tu n g.

Bemerkenswert sind in diesem Zusammenhang die Angaben des Bankberichts über die

Höhe des Danziger Jmports, berechnet pro Kopf der Bevölkerung
nach dem Stande von 1936, sowie der daran geknüpfteVergleich mit anderen Ländern,
die ähnlich wie die Freie Stadt Danzig, zur Gruppe der S ch u l d n e rstaaten
zu zählen sind: Freie Stadt Danzig 393 Gulden (1937: 429 Gulden), Deutsches Reich
134 Gulden, Polen 31 Gulden, Ungarn 47 Gulden, Numänien 32 Gulden. Nur einige
westeuropäischeG l ä u b i g e r staatenweisen noch einen so hohen Warenimport für den

Eigenbedarf auf wie Danzig· Jn absoluten Zahlen hat die Freie Stadt Danzig zur

Deckung ihres Eigenbedarfs im Jahre 1936 nicht weniger als 155,2 Millionen Gulden

und im Jahre 1937 sogar 171,8 Millionen Gulden verbraucht. Nach Bezugsländern
gegliedert, ergibt folgendes Bild: Es betrug die Einfuhr Danzigs in den Jahren
(1936) und 1937 aus

Polen . . . . .. (115,0 Mill. Gulden) 127,1 Mill. Gulden

Deutschland . . . . (25,8 » » ) 25,2 » »

England . . . . . ( 5,9 » ,- ) 10,5 ,, ,

sonstigen Ländern . · ( 8,6 » » ) 9,0 » »

Die Bezugsziffern Danzigs nach H e r k u n f t s l ä n d e r n sind besonders,aufschluß-
reich, weil sie zum ersten INal ein klares Bild von der Befriedigung des»DanzigerEigen-
bedarfs aus dem Währungsauslande vermitteln und die groben Schatzungen,, auf, die

man bisher angewiesen war, durch amtliches statistischesMaterial erse en. Die bisherigen
Schwierigkeiten, derartige exakte Berechnungen über die ,Danziger areneinfuhrvor-

zunehmen, beruhen auf dem Umstande, daß Danzig als T ei l e s p o l n i s ch e n o l l -

in la n d e s mit Polen eine gemeinsameAußenhandelsstatisttkfuhrt und der Wareneingang
und Warenausgang auf Danziger Hoheitsgebiet nicht besonderserfaßtwerden.Erst durch
die Einführung der Devisenbewirtschaftung in Danzig ist die IRoglichkeit eroffnet worden,
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den Bezugvon Weiten, die für den Eigenbedarf des DanzigerWirtschaftsgebietesbestimmt
sind, über die Danziger Uebekwachlmgsstelle für den Zahlungsverkehr mit dem

Wöhrunggauscandestatistischza Erfassen-
,

,

·

Die aus diese Weise eclangten Unterlageninteressierenvor allem vom Standpunkt der

Entwicklung der Danzig-polntscl)en Wiktschasksbeziehnngen,
den« siezeigen, daß D a n z i g

— Was durch die PolllischeAußenhandelsstatistiknicht zum
Ausdruck kommt und Von gewissen polnischen Kreisendazu nuggenutzt wird, immer nur

von Danziger B e g ü n st i g U U g VII durch P o l e n zu sprechen
— einer der

wichtigsken Abnehm ek polnisrher Erzeugnisse ist, Neiht man Danzig
in die Listeder auswärtigen BezieherpolnischerProdukte ein, so zeigt sich unter Zugknnde-
leJungder Gesamtziffern der amtlichen polnischenAußenhandelsstatistik,daß der Danziger
Markt im Jahre 1936 mit 10-1 V»—H—Und Im Jahre 1937 mit 9,6 v. H- ("ach England
Und Deutschland)der drittgkoßke Abnehmer Poleng gewesen ist und daß

anzng Anteil am polnischen Expokk den Ankeil einerReihe von Ländern, wie der Ver-

cinjgkellStaaten (mit 9,5 v— Schwedeng (mlk 5-7 V. BelgirnH (mik 5xFV·H-)-
des Tschecho-Stowakei(mik 3-9 v— H-)- Holland-s (mit 4,6 v. H.) und Frankkeichs (I»nit
3,7 v. denen die polnische Außenhandelspolitikdie größte Pflege angedeihen laßt
und denen gegenüber sie keineswegs der Notwendigkeitentsprechender Gegenleistungen

alåfdein Gebiete des Waren i m p o r t s enthebt, zum Teil b e t r ä ch t l ich
u e r st ei t.

Jm FaglleDanzigg aber läßt Polen das Verständnis für einen
gerechten Ausgleich in den Hegenselkigen Wirtschaftsbezithll-
Sen Vermisse n. Wenn sich auch m EkmmfgellmgstatistischerUnterlagen der Wert
DerDanzigerWaren a u s f U h c Nach Polen mchk ganz genau feststellen läßt, bleibt die

A b U U h M e Danziger Erzeugnisse d U k ch ,P D I E N (nicht zuletzt wegen der schmalen
PolllischknEinführkontingente,die auf Danztg entfallen) nach Schätzungender Danzigek
Industrie- und Handelskammer U M Viele INSIlionen Gulde n zurück. Das da-

durch entstehendeDefizit der Danziger Handelsbilanzgegenüber Polen muß Danzig
aus seinen Deviseneinnahmen aus dem Transithandel und dem.

Umschlag im Danziger Hafen abderken.

Danzi kann sich jedoch die erhebliche Wareneinfuhr aus Polen, die

auf der zinsuhrseiteDanzigs mit 74 v. an erster Stelle steht, künftig nur d ann

leisten, wenn ihm neben den Deviseneingüngenaus eigner Warenausfuhr fortlaufend
bedeutende Deviseneinnahmen aus dem Hafenumschlagund dem Transithandel zufließen-
Die Deviseneinkünfte aus der Kommissions-, Speditions- und
M a k l e r t ä t i g k e i t im Hafenbetrieb und im Durchgangshandel unterliegen aber

großen Schwankungenund weisen eine si n k e n d e T e n d e n z auf. Ohne Zweifel ist
das die Folgeder erheblichen Strukturänderungen, denen der Danziger Handel ha up t -

iächlich wegen der Abwanderung verschiedener Warengruppen
nach dem polnischen H kler in Gdillgen seit einer ganz-en Reihe von Jahren
unterworfen ist. Es zeigt stch insbesondere, daß der Umschlagw e r t v o l l e r Stückgüter
im DllklzigerHafen außerordentlichstark zurückgegangenist, wobei auch der Danziger
Eigenhandel in diesen Waren ständig an Bedeutung verliert, während auf der anderen
Seite eine Zunahmedes seewärtigen Jmports g e r i n g w e r t i g e r D u r ch g a n g g -

— ..- W
— --

m ff v- q —

»Wirvertreter die Fabel vom rein tschechischenStaat, von der tschechoslowakischen
Nationund von der tschechoslowakischenSpracheals mit den Tatsachenhandgreiflichim

Wldeklthchstehend.Wir werden niemals die Tschechenals Herrenanerkennen, niemals
uns als Knechtein diesen Staat fügen. Unrechtkann auchdurchtausendjährigeUebung
niemals Rechtwerden,insolange es nicht von den Betroffenenselbst auf Grund freier
Entschließunganerkannt wurde, und wir verkünden demnachfeierlich,daß wir niemals

aufhörenwerden,die Selbstbestimmung unseres Volkes zu fordern, daß wir dies als
den oberstenGrundsatzaller unserer Maßnahmenund unseresVerhältnisseszu diesem
Staate, den gegenwärtigenZustand aber als unserer unwiirdigund mit den Grund-

sätzenmoderner Entwicklungunvereinbar betrachten.«
Aus der Staats-rechtlichen Erklärung dcc deutschen
Abgeordneten ini Pcaget Parlament vom 26. Mai 1920.
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massengüter, vor allem von Schwefelkies und Eisenerzen zu verzeichnen ist. Die
unausbleibliche Folge dieser ungünstigenStrukturveränderungin der Wareneinfuhr über
den Danziger Hafen, ist ein Rü ckgang des aus diesen Handelszweigen stammenden
Devisenanfalls.

Aehnliche Tendenzen machen in der seewärtigen Warenausfuhr über den

Danziger Hafen bemerkbar. Der Umschlag des g e r i ng wertig e n Durchgangs-
massengutes, der Steinkohle, erfuhr im verflossenen Jahre wieder eine Steigerung
Doch bringt der Kohlenumschlag für den Danziger Platz bekanntermaßen nur

geringe Gewinne. Größer sind die Vorteile Danzigs aus dem Holzumschlag, die

Danzig noch zugute kommen. Wie bei allen hochwertigen Umschlagsgüternzeigt sich
indessen auch bei Holz die Tendenz der Ableitung, d. zur Verleg ung d e s H olz-
exports nach Gdingen. Wenn dies bisher in nennenswertem Umfange noch
nicht geschehen ist, so ist das allein in dem Umstande begründet, daß dem Hafen in

Gdingen einstweilen die notwendigen Umschlagseinrichtungen und Lagerplätze sür Holz-
materialien noch fehlen. Entsprechende Anlagen zu schaffen und alle Anstrengungen darauf
zu konzentrieren, den Gdingener Hafen zur Holzverschisfung in möglichst kurzer Zeit
herzurichten, ist der Hauptpunkt der Entschließung,die in diesen Tagen auf der Jahres-
versammlung der Spitzenorganisation des Holzgewerbes, nämlich des ,,Obersten Rates
der polnischen Holzverbände«gefaßt worden ist. Ein anderes wertvolles Massenexport-
gut, das bis dahin in der Danziger Ausfuhrwirtschaft als Eigenhandel eine maßgebende
Rolle spielte, Getreide, ist schon im letzten Jahre wegen der von der polnischen
Regierung verhängten Ausfuhrsperre für Brotgetreide ausgesallen. Die geringen Mengen
polnischer Gerste, die im Verlauf der letzten Monate über Danzig ausgeführt wurden,
konnten die Ausfälle, die durch das Ausfuhrverbot von Brotgetreide entstanden sind,
auch nicht zu einem kleinen Teil kompensieren.

So bahnt sich in Danzig eine Entwicklung an, die dazu führt, daß die Freie Stadt auf
verschiedenen Gebieten des Wirtschaftslebens von einem Handels- und Stapelplatz zu der

Rolle eines bloßen Speditionshafens herabsinkt. Diese Entwicklung aufzuhalten, ist für
das Danziger Wirtschafts- und Hafenleben ein Gebot der Stunde. Denn bei

Fortdauer dieser Tendenz würde die Devisenproduktivität des Danziger Hafens, von der

übrigens auch der Devisenfonds der Bank von Polen profitiert, eine bedrohliche
Schwächung erfahren, was nichts anderes bedeuten würde, als daß der Ausgleich
der Danziger Zahlungsbilanz durch einen forcierten Export von Danziger Industrie-
erzeugnissen nach seinen Nachbarlände rn gefunden werden und Danzig daher der

Frage einer Steigerung seiner industriellen und landwirtschaftlichen Eigenproduktion im

Interesse der Behauptung seines Lebensstandards erhöhte Aufmerksamkeit zuwenden
müßte. Wie brennend dieses Problem geworden ist, erhellt allein schon aus der Tatsache,
daß im Verlauf der letzten zehn Jahre der Wert des Warenumschlags über den Danziger
Hafen von 1 467 Millionen-Gulden auf 514 Millionen Gulden bis Ende 1937 gesunken
ist. Das zeigt mit aller Deutlichkeit, daß der Danziger Hafen längst nicht mehr in der

Lage ist, von sich aus die Devisen für die große Danziger Wareneinfuhr, die zu
Dreiviertel aus polnischen Produkten zusammensetzt, aufzubringen.

Entwicklung des Wilnakonfiikies seit1923
Mit der Entscheidung der Botschafterkonferenz vom 15. März

1923, durch die die Ostgrenzen Polens so, wie sie sich aus den kriegerischenAuseinander-

setzungender Jahre 1918t20 ergeben hatten, bestätigt wurden, war der litauisch-polnische
Konflikt um das Wilnagebiet noch nicht erledigt. (,,Ostland«Nr. 10, Seite 195.) Frankreich
und England zeigten stark an der Ausnahme normaler Beziehungen zwischenden beiden

verfeindeten Staaten interessiert, Frankreich vorwiegend aus machtpolitischen Gründen,
insofern als es, solange Rußland nicht mehr als Bundesgenosse in Rechnung gestellt
werden konnte, Polen möglichststark zu machen und daher Litauen dessen Einfluß unter-

stellt zu wissen wünschte, und England mehr aus wirtschaftlichen Gründen, insofern als

es für seinen Handel einen möglichstungehinderten Zutritt nach Nordostpolen erstrebte.
Die Gelegenheit, Litauen in dieser Frage unter Druck zu setzen, war für die Westmächte
während der V e r h a n d lu n g e n über die Bedingungen gegeben, unter denen Litauen
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die Souveränität ü b e r d a s M e m e l g e b i et uerkannt werden ollke
dieser Verhandlungenspielte die Frage der Qesfnüngder litauisch-pi)lnischenGren e fürden Transitverkehrauf dem Memelstrom eine bedeutsame Rolle, und Litauen sazh
nachheftiger Gegenwehr schließlichgezwungen, in dieser Frage dem Druck der Mächte u

svelchenund im Anhang III zur Memelkonvention vom 8.Mai192z4
insbesonderedie Verpflichtung zu übernehmen, den Memelstrom und den Memeler Hafen
fur den Durchgangsverkehrvon und nach Polen zu öffnen1). Tatsächlichaber blieb
die Grenze g esper rt· Weder kam der Flößereiverkehrauf dek Mkmel in Gan
noch wurde im Memeler Hafen die Vorgesehene Freizone errichtet. Litauen beharrte aEfdem Standpunkte, daß es mit einem Staate," mit dem es im Kriegszustandebefinde
auch keine wirtschaftlichen Beziehungen aufnehmen könne«

«

Es vergingen dann einige Jahre, ohne daß ein ern tli er Ver u Uk Beil
Wilnakonfliktes erfolgte. Im Mai 1926 kam in PfoledriMarisckchällsdkgi
zur Macht. Jn Litauen wurde dieser Umschwung mit Mißtrauen verfolgt. Galt doch
Pilsudski, der seinerzeitdem General Zeligowski den Befehl zur BesetznnqWilnas gegeben
hatte, als der eigentliche Urheber des Streites, von dem zu befürchtenstand,daß er seine
polnisch-litauischenUnionsideen mit derselben Gewalt, die er gegen Wilna angewandt
hatte, weiter vortreiben werde. Gegen diese Gefahr glaubte Litauen sichern zu
mussen,und es glaubte, den natürlichen Bundesgenossen gegen Polen in der Sowjetg
union gefunden zu haben. Tatsächlich war diese ja die einzige Macht, die den litauischen
Anspruchauf Wilna ausdrücklich, nämlich im Moskauer Frieden vom 12. Juni 1920,
anerkannt hatte. Jm N i g a e r F r i e d e n vom 18. März 1921 war diese Anerkennung
der litauischen Souveränitätsrechte allerdings insoweit eingeschränkt worden, als die

Sowjetunion im voraus jeder Abmachung zwischen Polen und Litauen, die sich auf das
Gebiet westlich der im Nigaer Frieden festgelegten russisch-polnischen Grenze bezog,
zugestimmt hatte. Da dann aber die Grenze zwischen Litauen und Polen nicht im Wege
einer gütlichenVereinbarung der Parteien, sondern durch eine von Litauen abgelehnte

Jm Berlaufe

Entscheidungder Botschafterkonferenz zustandegekommen war, war der erwähnte Passus-
des Nigaer Friedensvertrages für die Sowjetunion nicht rechtsverbindlich geworden-

Auf dieser Grundlage kam der Nichtangriffspakt zwischen der

Sowjetunion und Litauen vom 28. September 1926 zustande. Jn
Artikel 1 dieses Paktes wurde der Moskauer Friedensvertrag, der mit seinen sämtlichen
Bestimmungen,also auch den territorialen, in Kraft bleiben sollte, als die Grundlage der

Beziehungen zwischen den beiden vertragschließendenTeilen bestätigt. Jn einer vom

gleichenTage datierten, an die litauische Regierung gerichteten N o t e nahm der sowjetische
AußenkommissarTschitscherin noch einmal ausdrücklichauf die Wilnafrage Bezug; er

erklärte darin, »daß die tatsächliche Grenzverletzung, die gegen den

Wunsch und Willen des litauischen Volkes stattgefunden hat,
die Stellungnahme der Sowjetregierung zu der territorialen
S o u v e r ä ni t ä t

,
die im Artikel 2 und der darauffolgenden Anmerkung des Friedens-

vertrages zwischen Nußland und Litauen vom 12. Juli 1920 festgelegt ist, n i ch t

er ü tte rt h a t." Damit erkannte die Sowjetregierung Litauen noch einmal als den

rechtmäßigenBesitzer des Wilnaterritoriums an. Freilich übernahm die Sowjetregierung
mit dieser Anerkennung keine bestimmte Verpflichtung, Litauen bei

seinen eventuellen Bemühungen um eine Realisierung seines
Anspruchs auf das strittige Gebiet behilflich zu sein. Immerhin
ergab aus der Einstellung der Sowjetunion für Polen eine äußerst unbequeme
Situation. Die Tatsache, daß die Zugehörigkeitdes Wilnagebietes zum polnischenStaat

nicht nur von dem kleinen Litauen, von dem nichts zu fürchten war, sondern auch von

» I) Norman Davis führte in dem Bericht, den er am 12.März 1924 der Bot chafterlonferenz vorlegte,
hteruber sol endes aus-: »Im Verlaufe der von der Botschafterkonferenz gefuhrten erhandlungen hat man

sich ·ange trengt, die vollständige Wiederaufnahme der Handelsbeziehungen
sztschen Polen und Litauen zu sichern. Die»Kommission hat nach den Protokollen feststellen
mussen, daß diese Anstrengungen leider von Erfolg nicht ekront worden sind. Immerhin haben toir erreicht,
daß die litauische Delegation sich verpgiktethat, die politischen Streitigeitemdie zum Scheitern der sruheren
Verhandlungen gesührthaben, keine o e spielen zu lassen bei der effnun des Memelstroms
für den Ver ehr, der in Bestimmung nach oder in Herkunft aus allen ebieten des Memelbeckeus

durch die Vermittlung des Memeler Hafens geht. .. Die Kommission will nicht behaupten, daß osie alle
politischen Meinungsverschiedenheiten geregelt habe, die leider Polen und Litauen trennen. Das ist nicht ihre
Aufgabe gewesen. Aber sie legt Wert darauf, mit Nachdruck darauf hinzuweisen, daß sie alles getan hat, was

unter den ohwaltenden Umständen in ihrer Macht gestanden hat» um die legitimen Wirtschafisinteressen Polens
und aller im Hinterland von Memel gelegenen Gebiete zu schutzen.«
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einer 9Nacht, die gefährlich werden konnte, in Zweifel gezogen wurde, war in jedem
Fall peinlich2).

Durch den Abschlußdes «Nichtangriffspaktesmit der Sowjetunion hatte Litauen seine
Stellung in der Wilnafrage so weit gefestigt, daß es glaubte, nunmehr von sich aus die

Initiative zur Lösung dieser Frage ergreifen zu können. A m 1 5. O kto b e r i 9 2 7

erhob die litauische Regierung Beschwerde beim Völkerbunds-

rat. Sie beschuldigte die polnische Regierung der Verletzung des Minderheitenschutz-
vertrages, der Verletzung des Konkordates und der Vorbereitung eines Anschlages gegen
die Unabhängigkeitdes litauischen Staates. Tatsächlich hatten die polnischen Behörden
im Wilnagebiet eine größere Anzahl litauischer Schulen geschlossenund zahlreiche litauische
Organisationsführer und Priester verhaftet; auch entfalteten die litauischen
Emigr anten

,
die mit Duldung der polnischen Behörden Unter der Führung des

Sozialisten Pletschkaitis im Wilnagebiet zu bewaffneten Banden organisierten, eine

Tätigkeit, durch die die litauische Regierung bedroht fühlenmußte. Die Spannung im

litauisch-polnischen Grenzgebiet wuchs. Die S o w j e t r e g i e r u n g hielt es in einer

vom 24. November 1927 datierten N o te für notwendig, »die Aufmerksamkeit der

polnischen Regierung auf die ungeheuren Gefahren zu lenken, die ein eventuell von irgend-
einem Lande gegen die UnabhängigkeitLitauens begangenes Attentat heraufbeschwören
würde.« D i e p o l n i s ch e R e g i e r u n g setzte sich gegen den Vorwurf, die Unab-

hängigkeitLitauens zu bedrohen, in einer an die Mächte gerichteten Zirkularnote
v o m 2 8. N o v e m b e r 1 9 2 7 zur Wehr. Darin stellte sie folgendes fest: »Die
polnische Regierung erklärt, daß sie keinerlei Absichten gegen die poli-
tische Unabhängigkeit und die territoriale Unversehrtheit der

lita u i s ch e n R e p u b l i k verfolgt und einzig das Ziel im Auge hat, in friedlichstem
Geiste normale, gutnachbarliche Beziehungen mit Litauen anzuknüpfen. Der Wunsch der

polnischen Regierung stößt jedoch fortgesetzt auf die kategorischeWeigerung aller litauischen
Regierungen, die heute wie früher behaupten, ihr Land befinde mit Polen im Kriegs-
zustande. Nach Ansicht der Polnischen Regierung darf dieser-einzigartige Zustand, der ohne
Präzedenzfalldasteht und schwere Gefahren für die friedlicheZusammenarbeit der Nationen
in birgt, nicht länger andauern. . ." ·Während die polnische Regierung diese fried-
liche Erklärung abgab, wurden i m G r e n z g e b i et gegen Litauen p o l n i sch e

Truppenkontingente zusammengezogen Marschall Pilsudski begab
nach Wilna. Er dokumentierte damit die Entschlossenheit Polens, eine Regelung der

Beziehungen zwischen Litauen und Polen notfalls mit Gewalt zu erzwingen.

Hierzu kam es nun allerdings nicht. Jacschall Pilsudski war darüber im Klaren,
daß die Politik der vollendeten Tatsachen, die im Jahre 1920 zum

Ziel eführt hatte, für Polen ein zu großes Risiko barg3). Vielmehr kam es

so: Akm7. Dezemb e r 1 9 2 7 stand der litauisch-polnische Streitfall auf der Tages-
ordnung des Völkerbundsrates; Einer Verschleppung der Verhandlungen machte das

Erscheinen des Marschalls Pilsudski in Genf ein unerwartetes Ende. Woldemaras, der

Diktator Litauens, wurde von seinem polnischen Gegner mit einer kurzen und eindeutigen
Frage vor die Wahl: Krieg oder Frieden gestellt, und er wählte den Frieden.
Am 10. Dezember 1927l nahm der V ö l k e r b u n d s r a t Kenntnis »von den feier-
lichen Erklärungendes Vertreters Litauens, daß Litauen nicht als im Kriegs-
z u st a n d e m i t P o l e n befindlich betrachtet, sowie von den feierlichen Erklärungen des

Vertreters Polens, wonach die polnische Regierung anerkennt, daß sie d i e politische
Unabhängigkeit und territoriale Unversehrtheit der litauischen
Republik achtet«. Jn seiner Entschließungempfahl der Völkerbundsrat den beiden

Regierungen dann, ,,sobald als möglich direkte Verhandlungen vorzubereiten«,für die

er seine guten Dienste zur Verfügung stellte.
Eine für Litauen nicht eben erfreuliche Kommentierung erfuhr die Einstellung der Sowjetunion ·zuin

Wilnakonflikt bei der Berliin erung des Nichtangriffspaktes zwischen Polen und der Sow1etunion An ang
Mai 1934. Jm Schlußprotokollzu diesem Pakt wurde bemerkt, daß·die Note des sruheren Außenkommiisars
Tschitscherin vom 28. April 1926, die bei der Unterzeichnun»des sowjetisch-lit·auischenNichtangriffspaktes aber-

reicht worden war, in keiner Weise dahin ausgelegtwerden rinne, als ob sie eine·Eini·i»iischiingder Sowxetuniou
in die Regelung territorialer Fragen, die in ieser Note erwahnt wurden, zum Ziel hatten.

»Ich war3) Pilsudski erklärte damals in einer an die polnische Oeffentlichkeit gerichteten Kundgebungz « ·

zwar sicher, daß der Sieg in kurzer Zeit mein sein wurde, aber ich zitterte vor der Kriegsgefahr sur jene Teile
unseres Landes, deren Besetzung ich dann vielleicht nicht durch rechtzeitige Hilfe hatte·verhindernkonnen.«Eine
Nacht lang habe ich mit mir gerungen, aber am

nachgenMorgen habe ich dem ranzosischen Botschafter mitteilen

lasssesdaß ich mich für die höhere Logik des riedens und gegen die nwendung kriegerischer Mittel
ent ieden habe.«

«
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Diese Verhandlungen-, die in Königsberg stattfanden, kamen
im F r ü h j a h r 1 9 2 8 in G a n g. Polen legte u. a. ausgearbeitete Vertragsentwürfe
über den Kleinen Grenzverkehr, den Post-, Telegraphen- und Eisenbahnverkehr und den

Transitverkehr vor. Die Verhandlungen sollten keine politischen Fragen berühren; d.
die Frage der staatlichen Zugehörigkeit des strittigen Gebietes sollte nicht zur Diskussion
gestellt werden. Das entsprach wohl der polnischen Absicht, durch die Aufnahme wirt-

schaftlicher Beziehungen den politischen Streit illusorisch zu machen und auf indirektem

Wege die zwar nicht formelle, aber tatsächlicheZustimmung Litauens zu der Entscheidung
der Botschafterkonserenz vom 15.März 1923 zu erhalten, stand aber zu der litauischen
Auffassung in Widerspruch, daß die Aufnahme wirtschaftlicher Beziehungen grundsätzlich
die vorherige Lösung des politischen Konfliktes zur Voraussetzung habe. An der Unver-
einbakkeit dieser beiden Auffassungen mußten die monatelang hinziehenden Verhand-
lungen scheitern. Als einziges praktisches Ergebnis kam ein U e b e r e i n k o m m e n

über den Kleinen Grenzverkehr zustande, das am 7. November 4928 unter-

zeichnet wurde.

Zwei Jahre später versuchte Polen noch einmal,-die erfol los abgebrochenen Verhand-
lungen in Fluß zu bringen, indem es, gestütztaus gewisse Zusagen,die Litauen damals

gemacht hatte, die Oeffnung der Bahnlinie Landworowo—Koschedary, die

Wilna einerseits mit Kauen und andererseits über Schaulen mit dem lettländischenHafen
Libau verbindet, verlangte. Der Völkerbundsrat gab diesem polnischen Verlangen insofern
statt, als er in dieser Angelegenheit zunächst die V e r k e h r s - u n d T r a n s i t-
kommission des Völkerbundes um die Erstattung eines Gutachtens und dann,
am 24.Januar 1931, den Ständigen Jnternationalen Gerichtshof im

Hang um einen Schiedgspruch ersuchte. Die Frage, die dem Haager Gerichtshof vor-

gslegtwurde, hatte folgenden Wortlaut: »Verpflichten die bestehenden internationalen

ekeinbarungen unter den gegenwärtigenVerhältnissen Litauen und in bejahendem Falle,
unter welchen Bedingungen, die notwendigen Maßnahmen zu ergreifen, um die Eisenbahn-
linie Landworowo—Koschedaryfür den Transit oder für gewisse Transitkategorien zu öff-
nen?« Der Hunger Gerichtshof entschied am 15. Oktober 1931, Li-
tauen sei weder durch den Beschluß des Völkerbundsrates vom

10. Dezember 1927, noch durch den Artikel 238 der Völkerbunds-

satzung, noch durch den Anhang lll zur Memelkonvention zur

Oeffnung dkk in Frage stehenden Eisenbahnlinie verpflichtet-
Juristisch war dieser Schiedsspruch für Litauen von großer Bedeutung. Denn zum

-

ersten Mal war mit ihm das Recht Litauens, die Aufnahme jeglicherWirtschafts-
verbindungen mit Polen zu verweigern, solange die Frage der Zugehörigkeitdes Wilna-

gebietes noch ungeklärt war, international anerkannt worden. Für Polen bedeutete das

eine empfindlicheSchlappe. Es war aber klar, daß der Wilnakonflikt kein e ju r i st i -

sche Streitfrage, sondern eine politische Machtfrage war, an

deren Lösungnicht gedacht werden konnte, solange sich nicht eine wesentliche Verschiebung
der Machtverhältnisseeinstellte, die entweder den einen oder den anderen Teil zum

Nachgeben zwang.

JNehrsach hatte es freilich den Anschein, als sollte es o h n e d a s Z u t u n d ri t te r

Mächte zwischen Polen und Litauen zu einer Einigung kommen.

Es stand wohl mit sdem Wiedererstarken des Deutschen Reiches im Zusammenhang, daß
sich solche Annäherunggepisodenin den Jahren 1933 und 1934 besondersoft wieder-

holten. Jm September 1933 richteten die ,.,Gazeta Polska« und der »Lietuvos Aidas"

in Kauen bzw. in Warschau ständige Vertretungen ein« Um dieselbe Zeit kam es zum

ersten Mal vor, daß einige litauische Firmen die Erlaubnis zur unmittelbaren Einfuhr
bestimmter Warenmengen aus Polen erhielten. JNehr Aufsehen erregte es, als im März
1934 Graf Subow mit Wissen und Willen der litauischen Regierung in Warsrhau
erschien, um mit Incirschall Pilsudski, mit dem er entfernt verwandt war, und anderen

politischen PersönlichkeitenPolens Fühlung zu nehmeii«). Jm Juni 1934 begann Polen
eine stärkereAktivitätzu entfalten. O b e k st P l· l) D k kllm im AUkogk des Nkllkichlllls
Pilsudski nach Kauen und wurde vom Staatsprasidenten Smetona empfangen. Um

4) Graf Subow faßte das Ergebnis seiner Erkundungsreise in einer Erklärung zusammen,die im April 1»934
in der Zeitschrift ,,Dicna« veröffentlicht wurde; er «stelltedarin u, a· folgendes fest: »Die Polen erkennen Jetzt
unsere entschiedene Haltung in der Frage der Entwicklung der nationalen Kultur an. Die litauische Allgemeinheit
ihrerseits muß die fuhrende Rolle und die Bedeutung der polnischeii Kultur in Wian verstehen und daraus die

entsprechenden Schlüsse ziehen.«
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dieselbe Zeit tauchte auch ein Mitglied der polnischen Botschaft in Paris, der bekannte

Zionistenfiihrer und Schwiegersohn Nothschilds, Mühlst ein, in Kauen auf und traf
mit dem AußenministerLozoraitis zusammen. Einen Erfolg hatten diese in der polnischen
Presse optimistisch und phantasievoll ausgedeuteten Ereignisse nicht. Die Litauische
Telegraphenagentur stellte das negative Ergebnis der politischen Terrainsondierungen fest:
Bisher seien von Polen keine Anregungen zur grundsätzlichenLösung des litauisch-polnischen
Konfliktes vorgebracht worden; weder die Reise Prystors noch die Neise Mühlsteins oder

irgendeines anderen Polen habe ein neues Moment geschaffen, welches die Annahme
berechtigt erscheinen lasse, daß man in Polen den Standpunkt Litauens in der Kardinal-

frage zu verstehen beginne.
So folgte der Periode der Annäherungsversuchew i e d e r e i n e, l ä n g e r e Z e i t

w a ch se n d e r S p a n n u n g , die auch durch die Fühlungnahme der beiderseitigen
Außenministernicht gelöst werden konnte. Das bestätigteObe r st B e ck im Dezember
1936, als er in seinem außenpolitischenNechenschaftsbericht vor dem Warschauer Senat
u.a. erklärte: Zweimal habe er im vergangenen Jahre in Genf in persönlichenRück-

sprachen mit dem litauischen Außenministerdie Frage der litauisch-polnischen Beziehungen
und insbesondere auch die Frage der beiderseitigen völkischenNiinderheiten zu klären

versucht; sein reales Ziel, ein Nlindestmaß an gutnachbarlichen Beziehungen herzustellen,
habe er jedoch nicht zu erreichen vermocht. Das änderte sich auch in der Folgezeit nicht.
Besonders auf volkspolitischem Gebiet spitzten sich zu beiden Seiten der Grenze die

Verhältnisse zu. Jm Wilnagebiet wurden litauische Organisationen und Schulen
geschlossen,und die litauische Presse wurde radikal unterdrückt. Jn Litauen wurde mit den

Einrichtungen und Organen der polnischen Bolksgruppe ähnlich verfahren. Aus der

Presse beider Länder waren die versöhnlichenTöne, die vorübergehend angeschlagen
worden waren, wieder verschwunden. In diese scheinbar vollkommen verfahrene Lage
platzte am 17.. März 1938 das polnische Ultimatum hinein5), das

Litauen in einem Augenblicküberraschte,in dem es glaubte befürchtenzu müssen,bei keiner

der in Frage kommenden Mächte jene Rückenderkungzu finden, die es gewohnt war. Dr. K·

Zahlen zur sudeiendeuifchiisnFrage
Das Deutschtum in der Tschecho-Slowakei ist unter den deutschen

Volksgruppen zahlenmäßig die weitaus größte. Es gibt in der Tschecho-Slowakei
mehr Deutsche, als Norwegen, Litauen, Lettland, Estland, Jrland, Albanien und Luxem-
burg Einwohner haben, und etwa ebenso viel Deutsche, wie Dänemark und Finnland Ein-

wohner zählen. Das deutsche Siedlungsgebiet in den Sudetenländern (Böhn1en und

Mähren-Schlesien) stellt einen Teil des geschlossenen gesamtdeutschen
Volksbodens dar. So gesehen, bildet nicht das Sudetendeutschtum
eine Minderheit innerhalb des tschechischen, sondern vielmehr
das tschechische Volk eine Minderheit innerhalb des deutschen
Gesamtvolkes.

Nach der Volkszählung von 1 930, die in starkem Maße zugunsten der

Tschechen und auf Kosten der nichttschechischenVolksgruppen, der Deutschen, Slowaken,
Nkadjarem Ukrainer und Polen, g e f ä rbt worden ist, gibt es in der Tschecho-Slowakei
3 231 688 Deutsche tschecho-slowakischerStaatsangehörigkeit; rechnet man die Deutschen,
die nicht tschecho-slowakischer,sondern anderer, zumeist reichsdeutscher Staatsangehörigkeit
sind, hinzu, so steigt die Zahl der Deutschen auf 3 3 1 8 4 4 5. Auf die einzelnen Länder
der Tschecho-Slowakei verteilen sich die Deutschen tschecho-slowakischer und anderer

Staatsangehörigkeit nach Maßgabe der Zählung von 4930 wie folgt:

Böhmen . . . . . .2 326 090 Slowakei . . . . . 154 821

NIähremSchlesien . . . 823 730 Karpathenrußland . . . 43 804

Jn den Sudetenländern gibt es also rund 3 150 000 und in den Kar-

pathenländern rund 170 000 Deutsche. Der deutsche Anteil an der Gesamt-

cI) Siehe «Ostland« Nr. 711938, Seite 121.
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bevölkerungbeträgt in Böhmen 32Z72 v.H-, in NkähremSchlesien2«.3,11 v.-H., in der

Slowakei 4,65 v.H. und in Karpathenrußland 1,90 v.H. Jn der Tfchech0-Sl0wakei
insgesamt beträgt der deutsche Bevölkerungsanteil 22,53 v.

Von entscheidender Bedeutung ist, daß d e r w e i t a u s g r ö s; te T e il d e s

Deutschtuins in der Tschecho-Slowakei auf» geschlossenem
deutschem Vol ksbod en siedelt. (Siehe auch »Ostland« Nr. 40s1938,
Seite 199.) Von insgesamt 15 759 Gemeinden, die es in der Tschecho-Slowakei gibt,
weisen nach der Zählung von 4930 nicht weniger als 3 4 6 6 G e m e i n d e n e i n e

Absolute deutsche IRehrheik auf; das sind 21,99 v.H. aller Gemeinden.

Rund 20 v. des gesamten tschecho-flowgkifchen Staats-

gebietes sind deutfches EMehrheitsgebiet Das deutsche IRehrheitsgebiet
in den Sudetenländern (Böhmen und JNähren-Schlesien)umfaßt 3 397 Gemeinden mit

einer Fläche von 26 161 qkm Und 2 757 272 Deutschen tschecho-slowakischerStaats-

angehörigkeit.Jn den Karpathenländern(Slowakei«undKarpathenrußland)umfaßt das

deutsche Mehrheitsgebiet 69 Gemeinden mst einer Fläche von 1 636 qkm und 66 265

Deutschen tschecho-sloroakischerStaatsangehorigkeit. Jnsgesamt wohnen i M d e U ksch e U

Mehrheitsgebiet der Tschecho-Slowakei 87,4 V, aller· staats-
a n g e h ö r i g e n D e u t s ch e n. Nur 408 151· staatsangehörigeDeutsche

«

leben in

Gemeinden, die eine nichtdeutscheMehrheit aufweisen; das sind nur 12,6 v. aller staats-
angehörigenDeutschen des Staates. "Von diesen 408 151 Minderheitsdeutschen entfällt ein
großer Teil auf solche Gemeinden, die am Rande des geschlossenendeutschen Mehrheit-IF
gebietes liegen, also im unmittelbaren Zusammenhangmit dem geschlossenen deutschen
Volksboden stehen.

D a s d e u t s ch e M e h r h e i t s g e biet der Sudetenländer (Böhmen und Möhren--
Schlesien) ist insgesamt d i ch t b e sie d e l t ; es weist eine Bevölkerungsdichtevon

12-1,8 i n w D h n e k n j e q l( m a u Die Bevölkerungsdichteist in den einzelnen Teilen
des deutschen Mehrheitsgebietes sehr verschieden; im B ö h m e r ro a l d g a u sinkt sie in

einigen Kreisen u n te r 5.0 Ein w oh n e r je q I( m
, während sie z. B. in einigen

Kreisen des nordböhmischen Jndustriegebietes auf über 400 Ein-
w oh n e r je q k m steigt. Jm allgemeinen entspricht die Bevölkerungsdichreder einzelnen
Teile des deutschen Mehrheitsgebietes derjenigen der benachbarten reichsdeutschen Gebiete.
Ueber die Verteilung der Deutschen auf Stadt und Land geben folgende
Zahlen Auskunft: Von allen Deutschen des Staates wohnen auf d e m L a n d e , d. h. in

Ortschaften mit weniger als 2 000 Eillwvhvetsh 51,1 v·H.; in Kleiustädken(mik 2 000

bis 40 000 Einwohnern) leben 23,0 V- H-- in Mittelstädten (mit 40 000 bis
'

100 000 Einwohnern) 20,9 v. und in Großstädten5,0 v. aller Deutschen des

Staates Jm deutschen Mehrheitsgebiet gibt es keine Stadt, die mehr als 50 000 Ein-

wohner zählt. Die mittelstädtische Siedlung isi im deutschen Mehrheits-
gebiet gegenüber den Ilkehrheiksgebikkeklder Anderen Völker des Staates besonders
stark ausgebildet.

D i e b i o lo g iskh e n V e r h ä l t n i s s e des Deutschtums in der Tschechoslowakei
haben sich in der Zeit der tschechischenFremdherrschaft erheblich verschlechtert. Von allen

Völkern des Staates weisen die Deutschen die v erhä ltnism ä ß i g m ei st e n

kinderlosen Ehen auf; im Jahre 1930 sind von 100 deutschenEhen 17,98 Finder-
los gewesen, bei den Tschechen 15,60 und bei den Slowaken 12,77. Von 100 deutschen
Ehen sind im gleichenJahre 19,-10 Einkinderehen gewesen, bei den Tschechen 19,58 und bei

den Slowaken 13,77. Von allen Völkern der Tschecho-Slowakeihaben die Deutschen den

geringsten Geburtenüberschuß. Dieser hat im Jahre 1935 bei den Deutschen
des Staates mit 0,55 a. T. einen katastrophalen Tiefstand erreicht. Jm gleichen Jahre
haben die Tschecheneinen Geburtenüberschuß von 2,53 a.T. und die Slowaken einen

solchen von 10,14 a.T. aufweisen können. (Die entsprechendeZahl für das Deutsche
Reich ist 7,00 a. T. gewesen). Sehr ungünstigist die Entwicklungdes Geburtenüberschusses
auch bei den Tschechen;sie folgen den Deutschen des Staates in dieser Hinsicht in einem

Abstand von nur vier bis fünf Jahren. ,Auch im tschechischenVolksraum gibt es bereits

weite Gebiete, in denen die Zahl der Sterbefälle diejenigender Geburten überwiegt. Von
1 9 2 1 b i s 1 9 3 0 ist nach Ausweis der Volkszählungendieserbeiden Jahre d i e Z a h l

der Deutschen im deutschen Mehrheitsgebiet der Sudetenländer
um 70 759 Seelen gestiegen, das sind 2,6 v.H. Jm gleichenGebiet und in der

gleichen Zeit hat die Zahl der Tschechen um 78 866 Seelen vermehrt, das sind
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28,9 v. Ilus dieser Zahl geht die starke Zuwanderung tsehechischer
Elemente in das deutsche IJTehrheitsgebiet hervor.

Ihrer beruflichen Struktur nach ist die deutsche Bevölkerung der

Tschecho-Slowakei vorwiegend industriell-gewerblichen Charakters
TBährend von den Slowaken, Madjaren und llkrainern des Staates nach dem Stand von

1930 weit mehr als die Hälfte, bis zu über 80 v.H-, und von den Tschechen etwa ein

Drittel in der Land- und Forstwirtschaft und Fischerei beschäftigt sind,
entfallen von den Deutschen des Staates nur 23 v. auf diese Berufsgruppe (also
weniger als im Durchschnitt des Deutschen Neiches). Dagegen gehören 45,5 v. der

Deutschen der Berufsklasse Industrie und Gewerbe an, von den Tschechen
39,4 v. Auf die Berussklasse Handel, Geldwesen und Verkehr entfallen etwa 11 v.

auf die Berufsgruppe Qeffentlicher Dienst, freie Berufe und Militär etwa 5 v. der

Deutschen des Staates. In wie hohem Maße die Deutschen an der Industrie der

Tschecho-Slowakei beteiligt sind, geht aus folgenden Zahlen, die auf das Jahr 1930

beziehen, hervor. Im Jahre 1930 sind von 100 in der Textilindustrie beschäf-
tigten Personen 53,0 Deutsche (in Böhmen 55,9), in der Glasindustrie
52,8 (in Böhmen 60,0), in d e r P a p i e r i n d u st r i e 44,5 (in Böhmen 58,0), in d e r

ch e m i s ch e n I n d u st r i e 35,5 (in Böhmen 42,3) Daraus geht hervor, daß die

Industrie der Tschecho-Slowakei vorwiegend innerhalb des deutschen Mehrheitsgebietes
liegt. Dort steigt der Anteil der auf die Berufsklasse Industrie und Gewerbe entfallenden
Berufsangehörigen in einer ganzen Reihe von Bezirken auf 700 a.T. und mehr. Be-

zeichnend für die Berufsstruktur des Deutschtums in der Tschecho-Slowakei ist auch d er

hohe Anteil der erwerbstätigen Frauen. Von den im Jahre 4930 fest-
gestellten 1,41 Millionen deutschen Erwerbstätigen des Staates sind fast 30 v. (nämlich
über 411000) Frauen gewesen; und von diesen erwerbstätigen deutschen Frauen sind
damals fast 43 v. in Industrie und Gewerbe, vor allem in der Textil- und Bekleidungs-
industrie tätig gewesen.

Die politische Struktur der Deutschen in der Tschecho-Slowakei hat
seit der Errichtung dieses Staates umstiirzenden Wandlungen unterlegen. Bei den

P a r l a m e n t s w a h l e n (Abgeordnetenhaus) sind auf die deutschen Parteien abgegeben
worden im Jahre 4920: 1 586 060 Stimmen, im Iahre 1925: 1 148 808 Stimmen, im

Jahre 1929: 1 651 250 Stimmen und im Jahre 1935t 1 854 652 Stimmen. Von diesen
Stimmen sind auf die einzelnen deutschen Parteien entfallen (in v.

1920 1925 1929 1935

Sudetendeutsche Partei . . . . . . . . . .

— — — 67,4 (= 1249530)
Deutsche Sozialdemokr. Arbeiterpartei . . · 43,5 35,8 30,7 16,1 (= 299 942)
Deutsche Christl.-Soziale Volkspartei . . . . 13,4 27,4 21,41) 8,8 (= 162 781)
Deutsche Nationalpartei . . . . . . . . . .

—- 21,0 11,52) —-

Bund der Landwirte . ., . . . . . . . . . 15,2 — —- 7,7 (= 142399)
Deutsche Wahlgemeinschaft . . . . . . . . . 20,7 — 24,03) —

Deutschdemokratische Freiheitspartei . . . . 6,7 — — —

Deutsche Nationalsozialistische Arbeiterpartei4) — 14,6 12,3 —-

Schon aus den Wahlen von 1935 ist also die Sudetendeutsche Partei
K o n r a d H e n l e i n s als die weitaus stärkstepolitische Gruppe des Deutschtumsder
Tschecho-Slowakei hervorgegangen. Die übrigen Parteien haben sich, soweit sie nicht von

Staats wegen aufgelöstworden waren oder sich selbst aufgelöst hatten, schon damals in

voller Zersetzungbefunden. Dieser Zersetzungsprozeßist inzwischen soweit fortgeschritten,
daß (außer der Deutschen Sozialdemokratischen Arbeiterpartei) neben der Sudetendeutschen
Partei keine irgendwie bemerkenswerte politische Gruppe des Deutschtums in der Tschecho-
Slowakei mehr besteht. Bei den letzten Gemeindewahlen hat die SdP. etwa 95 v.
a»llerdeutschen Stimmen auf zu vereinen vermocht. D a s D e u t s ch t u m d e r

Lschecho-Slowakei ist auf dem Boden der nationalsozialistischen
Welkanschauung zu politischer Einheit gelangt. D1:K.

——1)-C;rftli—ch-SozialeVolkspartei einschließlich Deutsche Gewerbepartei und Wirtschaftsparteides Sudeten-
deutschen Mittelstandes —- 2) Deutsche Rationalpartei und Sudetendeut cher Landbund. —- 3) Die Deutsche Wahl-
gtemeinschaft setzte sich bei den Wahlen von 1929 zusammen aus dem s und der Landwirte, der Partei des länd-
lichen Gewerbes, der Deutschen Arbeits- und Wirtschafts-gemeinschaft und der Karpathendeutschen Partei. —

4) Die DNSAP erzielte bei den Wahlen von 1925 168 354 und bei den Wahlen von 1929 204110 Stimmen; sie
wurde 1933 aufgelöst. — Außer den ausgeführten Parteien haben sich an den Wahlen z. T. noch kleine Splitter-
gruppen, die Ieweils nur einige 1000 Stimmen auf sich vereinten, beteiligt.
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Linksorieniierung im Kegierungstager
Das ,,Lager der nationalen Einigung" ist wieder einmal in ein ekikisches

Stadium eingetreten. Die Frage der inneren Geschlossenheitdes Lagers ist wieder akut-
D e r r e ch te F l ü g el steht in ziemlich unverhüllter Gegnerschaft zu dem Kurs, den
General Skwarrzynski eingeschlagen bzw- nicht zu verhindern vermocht hak. Die
Rebellion im »Verband Junges Polen« ist nur eine Teilerscheinung der

den ganzen rechten Flügel des Lagers umfassenden Opposition gegen die immer deutlicher in

Erscheinungtretende L i n k s o r i e n t i e r u n g d e s L a g e r s gewesen. Mit der natio-

nalistisch eingestellten ,,Regierungsjugend«hat eine ganze Reihe bekannter Politiker das

Lager verlassen. Die aus dem Lager »desertierten«Jugendgkuppen haben sich unter

FührungRutkowskis, der bis zum Bruch mit dem Lager den »Verband Junges Polen«
geleitet hat, als »Nationalradikale Organisation« neu organisiert. Die

Absplitterungsbewegunghat auch einen Teil des linken Lagerflügelgerfaßt: In der neben
der »Naprawa« bedeutendsten politischen Linksgruppedes Lagers, ,,Z a r z e w i e", dem
eine große Anzahl vielgenannter Politiker, wie Helrzynski,Romer, Kwiatkowski, Ulrych
u. a., angehören,macht sich, von Kattowitz ausgehend, eine S p a l k u n g s e r" s ch e i -

nung bemerkbar. Die dortige Gruppe des ,,Zarzewie«hat beschlossen, Fühlung mit

rechtsradikalen Kreisen zu nehmen; sie hat in einer neuen, von ihr herausgegebenen Zeit-
schrift bereits mit dem propagandistischen Kampf gegen das Lager begonnen. Die

Spaltungsbewegungscheint auch schon auf andere Gruppen des »Zarzewie«, z.B. in

Lemberg,Lublin und Stanislau, übergegrifsenzu haben. Die auf dem rechten Flügel des

Lagers stehenden Kreise halten mit ihrer Kritik nicht zurück.Bezeichnendist ein Artikel des

konservativen ,,Czas" vom 22. April d.J.: ,,...Darüber hinaus hat das OZN die
Tradition Pilfudskis eindeutig veranstaltet Denn Pilsudski machte keine

Kompromisse. Pilsudski verwarf die Verständigungund die Zusammenarbeit mit der
Linken. Solange der großeMarschall lebte, hatte die ,Naprawa«nichts zu sagen und war

es Herrn Poniatowski nicht erlaubt, seine sozialen Experimente zu machen. Zu Lebzeiten
des großen Marschalls regiecken Slawek- Pkystor, Kozlowski, Kor und

Matuszewski, und die Aprilverfassung schufen Car, Podoski und Nost-
worowski, also alles Leute- die heute nicht zum OZN. gehören.«

General Skwarrzynski hat vergebens bemüht,die Tatsache in Abrede zu stellen, -

daß das Lager sehr weit nach links abgerutscht ist und Unter dem maßgebendenEinfluß
der G r u p p e d e r ,,V e r b e s s e r e r« steht. Das aber ist eine Gruppe, die, gegebenen-
falls unter Preisgabe des rechten Lagerflügels, einem Anschluß an die sozial-
radikalen Kreise des Kleinbauerntums Und der Arbeiterschaft
nicht abgeneigt ist und zu deren führendenMännern u. a. der Wojewode G r a z y n s ki
und der LandwirtschaftsministerPoniatowski gehören· Die Gerüchte, die wissen
wollen, daß diese beiden Männer die maßgebendenFaktoren einer künftigen Regierung
Polens sein werden, sind zwar nicht neu; sie haben aber unter den gegenwärtigenVerhält-
nissen eine größereWahrscheinlichkeit als früher für Und die Befürchtung, die der

»Czcls« ausgesprochen hat, daß eine Regierung Poniatowski mit Grazynski als Innen-

minister eine ausgesprochene Linksregierung, wenn nicht gar eine V o l k s f r o n t -

regierung sein werde, scheint nicht so ganz unbegründetzu sein. Die innerpolitische
Entwicklung, soweit sie in den Ereignissen innerhalb des ,,Lagers der nationalen

Einigung« widerspiegelt, geht jedenfalls ziemlich eindeutig in der Richtung nach links.
Dabei fällt ins Gewicht, daß diese Tendenz nicht nur von S t a a t s p r ä s i d e n t

Mo s cirki, der seit dem Tode Pilsudskis mit den ,,Demokraten« sympathisiert, sondern
auch von Marschall R y d z - S migly gebilligt wird, der sich lebhaft für eine

stärkereHeranziehungder Linken und vor allem für eine Unterbauungdes Lagers durch
die linksgerichtetenJugendorganisationen einsetzt, nachdem er hat feststellenmüssen, daß er

von der Rechten zwar als oberster Heerführer anerkannt, als politisierenderMiiitär aber

abgelehnt wird.
,

Unter den für die Haltung des ,,Lagers der nationalen Einigung«tonangebenden
Faktoren besteht im Prinzip also Einigkeit, daß der Weg nach links der richtige ist.
Bei näherem Zusehenzeigt es sich aber, daß bei aller prinzipiellen Einigkeit darüber doch
recht weitgehende Meinungsverschiedenheitenbestehen, mit wem, wie schnell und wie weit

man auf diesem Weg gehen soll. Auch in bezug auf die Stellung, die das Lager zu
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den oppositionellen Parteien überhaupt einnehmen soll, sind Meinungs-
verschiedenheiten vorhanden. Teils spricht man all« diesen Parteien die Daseinsberechtigung
ab und hält das Lager für das weltanschaulich ungebundene Sammelbecken aller ,,aufbau-
willigen Kräfte"; teils aber ist man der Ansicht, daß die Jdee der nationalen Einigung
nicht durch ein Monopol des Lagers, sondern nur durch einen Burgfrieden mit der

Opposition, deren Existenz nun einmal eine unbestreitbare und vorerst auch nicht zu
ändernde Tatsache sei, erreicht werden könne. Die erste Auffassung wird vom Lagerchef,
General S k w a r rz y n s k i

, vertreten, der sich mit seinen Reden über die »Weder-rechts-
noch-links-Politik«,zu der er das Lager und mit dessen Hilfe die polnische Volksgemein-
schaft veranlassen möchte, wie e i n N u f e r in d e r W ü st e ausnimmt. Zu der zweiten
Auffassung bekennt sich der stellvertretende Ministerpräsident K w i a t k o w s k i , der

gegen alle totalitären, doch niemals zu realisierenden Ansprüchedes« Lagers auftritt und

von dem Versuch einer Vereinigung aller Kräfte des polnischen Volkes nichts hält,
wenn man sie nicht so nimmt, wie sie sind. Die erste Auffassung ist sozusagen eine

soldatifrhe: Skwarczynski hat den Befehl bekommen, mittels einer unzulänglichen
Organisation die Volksgemeinschaft, um die schon Marschall Pilsudski sein Leben lang
vergebens bemüht hat, zu schaffen, und er plagt mit der Durchführung dieses Befehls
mehr schlecht als recht ab, indem er die Armee als das politisch bindende Element heraus-
zustellen versucht. Die zweite Auffassung ist sozusagen eine ziv i l ist i sch e : Kwiatkowski
hält es für richtig, die Menschen an dem System, für das man sie zu gewinnen beabsichtigt-
materiell zu interessieren; man soll die Menschen erst satt machen und dann von ihnen die

Tugend verlangen; man soll wirtschaftliche Erfolge aufweisen, dann wird es am leichtesten
sein, die Opposition zum Schweigen zu bringen und ihre Parolen der Anziehungskraft
zu berauben.

"

·

Die Lage im ,,Lager der nationalen Einigung« ist also so: Der rechte Flügel ist, nach-
dem Oberst Koc die Leitung hat abgeben müssen, in die Verteidigung abgedrängt worden.

Die Führung ist auf den linken Flügel übergegangen.Die Frage ist, ob es die dort maß-
gebenden Kreise auf einen endgültigen Bruch mit dem rechten Flügel, also auf eine

Sprengung des Lagers werden ankommen lassen. Es würde dann das am Lager
selber vollziehen, was zu verhindern General Skwarczynski als den eigentlichen Zweck des

Lagers hingestellt hat: ,,Jn dieser Angriffsaktion (der oppositionellen Parteien) zeichnet
sich immer deutlicher die Generallinie des Kampfes gegen die Jdee der weitgefaßten
Einigung der Nation ab; immer deutlicher tritt die für Polen verhäng-
nisvolle und gefährliche Tendenz der kämpferischen Spaltung
in eine ,Nechte· und eine ,Linke« in Erscheinung«.

Die Betopoliiik des Gouverneurs
Jn der Sitzungdes Memelländischen Landtages vom 25. Mai 1938 kam es zu einem scharfen

Protest der Memeländischen Einheitsliste, der 24 von 29 Abgeordneten des Landtags angehdren,
gegen die Politik des litauischen«Gouverneurs, als bekanntgegebcn wurde, daß der Gouverneur

gegen das vom Landtag beschlossene Gesetz zur Abänderung der Gewerbeordnung zum zweiten Male

sein Veto eingelegt hat.
·

Nachdem die politischen Gewaltmethoden, die in der Absetzung des Direktoriums

Schreiber, in der Ausschaltung des Memellandtags und im Kriegsgerichtsprozeßin Kauen

ihre Höhepunkteerreichten, versagt haben, sucht die litauische Politik seit dem Herbst 1935

auf andere, weniger auffällige Weise zum Ziel, d. h. zur Zermürbung der deutschen Wider-

standskraft und damit zur Beseitigung der Autonomie und zur Litauisterung des Memels

gebiets, zu gelangen. Das Schwergewicht der litauischen Nkemel-

politik ist vom politischen auf das wirtschaftlich-kulturelle
G e b i et v e r l e g t w o r d e n. Der Ankauf von Grund und Boden durch Litauer wird

mit allen Mitteln gefördert; der Zuzug landfremder Elemente aus Großlitauen wird mit

Hochdruck betrieben; zugleich wird über das Memelgebiet ein Netz litauischer Organi-
sationen und kultureller Einrichtungen gespannt.

Bei der Durchführung dieser auf eine völkische Unterwande-

rung und wirtschaftliche Ueberfremdung des deutschen Memel-

gebietes abzielenden Politik spielt neben dem Kriegszustand1)

1) Siehe »Ostland« Nr.9s1938, Seite 174s177: »Der Kriegszustand tm Memelgebiet«.
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die Vetopolitik des litauischen Gouverneurs eine ausschlaggebende
Rolle. Der Gouverneur hak auf Grund des Artikels 16 des INemelstatutes das

Nkchk, ,-gegen die vom Landtag des JNemelgebietes angenommenen Gesetze Ein-

spruch zu erheben, wenn diese Gesetze die Zuständigkeitder Landesbehörden,so wie sie in
dem vorliegendenStatut bestimmt ist, überschreitenoder wenn sie mit den Bestimmungen
des Artikels 6 oder mit den internationalen Verpflichtungen Litauens unvereinbar sind."
Von diesem Recht hat der Gouverneur seit dem Beginn der Legislatur-
pessiodedes im Herbst 1935 gewähltenLandtages in e i n e r g r o ß e n A n z a h l v o n

Fällen Gebrauch gemacht, und zwar durchweg gegen Gesetze, die
den Schutz Und die Förderung der Landwirtschaft, des Hand-
werks, dek Arbeiterschaft und des Handels des Memelgebietes
zu m G e g e n st g n d h a b k n. Nahezu die gesamte wirtschaftliche und soziale Gesetz-
gebung des Niemeldirektoriums ist durch die Vetopolikik des llkllllkschenGouverneurs lahm-
gelegt worden. Um diesem unhaltbaren und für das memelländischeWirtschaftsleben
überaus schädlichenZustand ein Ende zu machen, ist vom Memellandtag im EMai 1937

eine S o n d e r k o m m i s s i o n eingesetzt worden, deren Aufgabe es gewesen. ist, in der

Frage der vetierten Gesetze (es sind damals bereits 12 aus der Zeit vom Januar 1936

bis zum April 1937 stammende Gesetze gewesen) mit dem Gouverneur eine gütliche
Einigung zu versuchen»Dieser Versuch ist erfolglos gewesen. Am 2. April d.J. hat die

Kommissionihre Bemühungen »als gänzlichunfruchtbar und ergebnislos«einstellenmüssen.
Vetiert worden stnd z.B. das Gesetz zur Verhinderung von Zwangs-

versteigekuksgen Und das Gesetz zum Schutze der memelländischen
L a n d wir t s ch a s-k. Der Zweck dieser Gesetze ist es gewesen, zu verhindern, daßmemel-

ländischeBauern, die infolge der langandauernden Absatzschwierigkeiten für landwirt-

schaftlicheProdukte in Schulden geraten sind, von Haus und Hof vertrieben werden. Der
Gouverneuk hat seinen Einspruch gegen die Gesetzedamit begründet, daß durch sie die

Opekllklvllender Bankinstitute h. der litauischen Bank) beeinträchtigtwürden, was

gegen das Statut des Memelgebietes verstoße. Jn Wirklichkeit hat es sich natürlich darum

gehandelt, durch die Versagung des Schuldnerschutzes möglichst
Viele landwirtschaftliche Betriebe des Memelgebietes unter den

Hammer zu brin ge n und zu verhindern, daß den litauifchen Banken, die zumeist
die Gläubigerder verschuldeten Landwirte sind, beim Ankauf deutschen Bauernbesitzes
irgendwelchegesetzlicheHindernisse in den Weg gelegt werden. Dieses aus der Hand schuld-
los in Not geratener deutscher Bauern stammende Land wird dann durch dieselben Banken

litauischen Siedlern in die Hände gespielt. Und diese Siedler begnügen
sich nicht etwa nur mit dem Kauf des Bodens, sondern sie bringen zugleich auch ihr
Gesinde aus Großlitauenmit. Das tun sie einmal, weil die großlitauischenArbeitskräfte
sozial tieferstehend,also billiger sind, und dann auch, weil von den Geldgebern, mit deren

Hilfe sie ihren Besitzerworben haben, eben von den litauischen Banken, «in dieser oder

jener Form ein entsprechender Druck auf sie ausgeübt wird. Nach den Angaben des

Statistischen Büros des Memelgebietes sind im J a h r e 1 9 3 5 im NT e m e l g e b i et

120 landwirtschaftliche Betriebe mit einer Bodenfläche von

1919,1 Hektar und im Jahre 1936 sogar 160 Grundstücke mit einer

Bodenfläche von 2472,8 Hektar versteigert worden. Jm Jahre 1937

hat die allgemeine Lage der memelländischenLandwirtschaft infolge des deutsch-
litauischen Wirtschaftsabkommens, durch das die Absatzstockungfür landwirtschaftliche
Erzeugnisse behoben worden ist, zwar beträchtlichgebessert; doch ist die Verfchuldung
und Zinsbelastung der memelländifchenLandwirtschaft aus den früheren Jahren so groß,
daß es immer noch zahlreiche Betriebe gibt, die der Gefahr einer Zwangsversteigerung
ausgesetzt sind. Das Ziel der litauischen Politik ist die Mobilisie-
rung des deutschen Bodenbesitzes im Memelgebiet. Deshalb und nicht
etwa aus irgendwelchen rechtlichen Gründen ist vom Gouverneur das Veto gegen die

vom Memellandtag beschlossenen Bauernschutzgesetze eingelegt worden.

Noch krafser sind die Auswirkungen des Vetos, das der Gouverneur gegen das vom

Memellandtag beschlosseneGesetz zur Bekämpfung der Arbeitslosigkeit
eingelegt hat. Durch dieses Gesetz haben die memelländischenBehörden in den Stand

gesetzt werden sollen, den Arbeitseinfatz zu regeln und den Zuzug
unerwünschter Elemente, vor allem nach der Stadt Memel zu

st op p e n. Auch in diesem Falle hat der Gouverneur sein Veto damit begründet,daß das

Gesetz dem Memelstatut widerspreche; er hat geltend gemacht, daß durch das Gesetzdie
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vom Statut geforderte Freizügigkeiteingeschränktwerde· Es bedarf wohl keiner weiteren

Erörterung, daß, wenn nach Artikel 5 Absatz 5 des Statutes die soziale Fürsorge und

die Arbeits-gesetzgebungzur Zuständigkeit der autonomen Behörden des IRemelgebietes
gehören, diese Behörden auch für die Regelung des Arbeitseinsatzes im Memelgebiet
zuständigsind, und daß die auffällige Sorge des Gouverneurs um die Einhaltung des

Statutes nichts anderes ist als ein an den Haaren herbeigezogener Vorwand, zumal es

sich mit der litauischen Verfassung, die doch gleichfalls die Freizügigkeitgarantiert, offen-
sichtlichsehr gut vereinbaren läßt, daß der Zuzug nach Kauen mit Rücksichtauf die dortige
Arbeitsmarktlage gesperrt wird. D a s G e s e tz zu r B e k ä m p f u n g d e r

Arbeitslosigkeit ist in Wirklichkeit nur deshalb zu Fall
gebracht worden, weil es nicht in die Linie der memelfeind-
lichen Politik hineinpaßt, daß der wirtschaftlich überflüssige,
sozial schädliche und kulturell nivellierende Zustrom land-

fremder Menschen aus Großlitauen in das Memelgebiet auf
ein erträgliches Maß eingeschränkt wird. Tausende von litauischen
Arbeitern und Angestellten sind im Laufe der letzten Jahre in das deutsche Meinelgebiet
hineingepumpt worden. Sie nehmen den memelländischenArbeitern und Angestellten das

Brot, sie bringen das memelländischeHandwerk um seinen Verdienst, sie fallen der memel-

ländischen Sozialfürsorge zur Last oder sie treiben bettelnd und vagabundierend
im Lande herum.

Wenn das NTemelgebiet eine Arbeitslosigkeit kennt, wenn

die Kriminalität im Memelgebiet in den letzten Jahren
gestiegen ist, wenn im Wohnungswesen der Stadt Niemel z. T.

katastrophale Zustände herrschen, dann trägt die Schuld daran

in allererster Linie jene gemeinschädliche Vetopolitik des

Gouverneurs, die die autonomen Behörden des Gebietes mit

Vorbedacht an der Anwendung vernünftiger und wirksamer
gesetzlicher Maßnahmen hindert. Jn Großlitauen wird von Zeitungen und

Organisationen für den Zuzug nach Memel geworben, und die litauischen Amtsstellen im

Memelgebiet sehen dann vor die nicht leichte, aber von ihnen gern übernommene

Aufgabe gestellt, den Zugewanderten ein wirtschaftliches Unterkommen im Memelgebiete
zu verschaffen. Daß dabei die einheimischenMeinelländer die Leidtragenden sind, versteht
sich von selbst. MemelländischeBetriebe, die in litauische Hände übergehen,entlassen die

memelländischenund stellen litauische Arbeiter ein. Jn deutschen Händen befindliche
Industriebetriebe werden zur Einstellung litauischer Arbeitskräfte dadurch gezwungen, daß
man ihnen im Weigerungsfalle mit der Entziehung der notwendigen Nohstosfe droht.
Jn letzter Zeit haben auch die Fälle gemehrt, in denen memelländischeArbeiter mit

der Entlassung bedroht worden sind, wenn sie sich weigern, Mitglieder in den« litauischen
Organisationen zu werden und ihre Kinder in die litauischen Schulen zu schicken. Es ist
auch beobachtet worden, daß litauische Zuwanderer von den im Memelgebiet bestehenden
litauischen Unternehmungen nur für so lange beschäftigt und dann durch n e u e Zu-
wanderer ersetzt worden sind, als notwendig ist, um in den Genuß der im Memelgebiet
gewährten Arbeitslosenunterstützungzu kommen. Daß dem IRemelgebiet durch die künst-
liche Schaffung von Arbeitslosen große Summen, die für produktive Zwecke Verwendung
finden könnten, verloren gehen, zeigt die Tatsache, daß in den Haushalt für 1938 allein

für Arbeitslosenunterstützungen500 000 Lit haben eingesetztwerden müssen, eine Summe,
die wahrscheinlich bei weitem nicht ausreichen wird; und das in einem Gebiete, in dem es,

wenn die Möglichkeit eines durch litauische Gegenmaßnahmen ungehinderten Arbeits-

einsatzes bestände,überhaupt keine nennenswerte Arbeitslosigkeit gäbe,
Besonders stark hat die S t a dt M e m el unter dem litauischen Zuzug zu leiden. Jhre

Einwohnerzahl ist auf über 50 000 gestiegen. Die Bautätigkeit hat mit dieser durch die

litauische Politik forrierten Zuwanderung nicht Schritt halten können. Trotzdem ist ein

vom memelländischenLandtag beschlossenes G e se tz ü b e r d e n A b b a u d e r W oh -

n u n g s z w a n g s w i r t s ch a f t , das der Belebung der privaten Bautätigkeit hat dienen

sollen, durch das Veto des Gouverneurs zu Fall gebracht worden. Das alteingesessene,
solide memelländischeHandwerk hat schwer um seine Existenz zu ringen; es wird langsam,
aber sicher von den Pfuschern, die aus Großlitauen in Massen zuwandern und billig, aber

schlechtarbeiten, zu Grunde gerichtet. Trotzdem ist vom Gouverneur gegen ein vom memel-

ländischenLandtag beschlossenes Gesetz über die Handwerksausübung, das
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die Sicherungeiner geregelten Handwerkerausbildung zum Ziel gehabt hat, das Veto

eingelegtwokde»» Ebenso ist es einem Gesetz über die Handelsausubung,
einem Gesetz zum Schutz der Schuldner wiederkehrender Leistun-
gen, einem Gesetz zum Schutz der Genossen von Genossenschaften-
über deren Vermögendas Konkursvecfahren eroffnet ist, und einer Reihe anderer Gesetze
ergangen, die dazu bestimmt gewesen sind, dem Schutz der wirtschaftlich Schwachen, der
Aufrechterhaltungdes überkommenen sozialen Niveaus und der Säuberung des Wirt-
schaftslebens von asozialen und anderen unerwünschten Elementen zu dienen. Es ist
vorgekommen,daß der Gouverneur im Widerspruch zu den Bestimmungen des Memel-

statuts ein Gesetzo h « e B e g r ü n d u n g abgelehnt hat. Es ist vorgekommen, daß er

sein Veto gegen ein Gesetz mit Momenten begründethat, die nach den Bestimmungen des

Statutes zur Ablehnung eines vom MemelländischenLandtag beschlossenenGesetzes nicht
geltend gemacht werden können. Es ist auch vorgekommen, daß ein und dasselbe Gesetz
trotz der den Einspruchsgründendes Gouverneurs Rechnung tragenden Abänderung durch
den Landtag mehrmals hintereinander mit immer neuen Begrün-
d u n g e n v e k i e kk worden ist. Und es ist vorgekommen, daß eine vom memelländischen
LandtagbeschlosseneAbänderung eines seit langem in Geltung befindlichenmemelländischen
Gesetzesvom Gouverneur mit der Begründung abgelehnt worden ist, daß für dieses Gesetz
die autonomen Behörden nichk zuständigleiells

»

Es ist, wie gesagt, tatsächlichso, daß die Sozial- und Wirtschaftsgesetz-
gebungstätigkeit der autonomen Behörden des Mememel-
gebietes durch die Vetopolitik des Gouverneurs weitgehend
l a h m g e l e g t ist. Der Wirtschaft des Memelgebietes ist durch diese im Dienste einer

deutschseindlichenLitauisterungsaktivn stehenden Politik unabsehbarer Schaden zugefügt
worden. Es ist ein unhaltbarer Zustand, daß formell zwar dem

memelländischen Landtag die Möglichkeit gegeben wird, Gesetze
zu beschließen, daß praktisch aber gerade die für das Memel-

gebiet wichtigsten, vom Landtag beschlossenen Gesetze infolge
des Vetos des Gouverneurs nicht in Kraft treten können. Die
darin liegende Mißachtung der memelländischen Autonomie hat
ein unerträglichegAusmaßerreicht. N.B.

OsilandsChronik
4 deutsche Schulen in Wolhynien gesperrt

Bei Inkrafttreten des Privatschulgesetzes
vom M. März 1932 gab es in Wol-

h y n i e n etwa 80 deutsche Schulen.
Gegenwärtig sind dort nur noch 27 deutsche
Schulen vorhanden, die von 1 774 Kindern

besucht werden, während 5 700 deutsche
Kinder in Schulen mit polnischer bzw. mit

polnisch - ukrainischer Unterrichtssprache
untergebracht sind oder auch überhaupt
keine Schule besuchen. (Siehe ,,Ostland"
Nr. 9s1938, Seite 179.) Inzwischen hat
sich die Lage des deutschen Schulwesens in

Wolhynien, wie angesichts der gehässigen
Unterdrückungspolitikder polnischen Be-

hörden zu befürchten war, weiter ver-

schlechtert. Entsprechend einer vor einiger
Zeit erfolgten Ankündigung ist vie r

deutschen Privatschulenl der

Schließungsbefehl für Ende

des laufenden Schuljahres zu-
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ge stellt worden. Gegen die deutsche
Schule in Jozefin hat das Schul-
kuratorium angebliche bauliche Mängel
geltend gemacht. Gegen die deutsche Schule
in Cesaryn hat es den Vorwurf
erhoben, daß ihr Unterrichtsniveau
den Anforderungendes Schulgesetzes nicht
genüge. Jm Falle der deutschen Schule in
D o m b r o w a hat es beanstandet, daß
unter den 120 Kindern, die diese Schule
besuchen, auch zwei nichtevangelische
Kin de r befinden· Mit derselben Be-

gründung ist bereits vor einiger Zeit der

von 194 Kindern besuchten deutschen Schule
in Lu ck der Schließungsbefehlzugestellt
worden. Die Schulleitung hat, um dem

Verlangen desKuratoriums nachzukommen,
die wenigen Kinder nichtevangelischen Be-

kenntnisses aus der Schule entfernt. Das
Kuratorium aber hat diese Maßnahme
nicht zur Kenntnis genommen!



3 deutsche Schulen in Posen geschlossen
Auch das Deutschtum der Wojewod-

schaft Posen ist von einem neuen schweren
Schlag gegen sein Schulwesen betroffen
worden. Am 10. Mai d. J. hat das

Posener Schulkuratorium die S ch l i e -

ßun der deutschen privaten
Volksschulen in Herrenhofen
(Kreis Schroda), N o the n d o r f (Kreis
Jarotschin) u n d S t r a l k o w o (Kreis
Wreschen) zum 30. Juni d. J. be-

f o h l e n. Der Schließungsbefehl ist er-

gangen unter Hinweis auf Art. 4 Abs. 1 b

des Gesetzes vom 11. März 1932, welcher
besagt, daß eine private Schule, Lehr- oder

Erziehungsanstalt geschlossen werden kann

«(nicht muß!), wenn »das Niveau des

Unterrichts und der Erziehung in der

Schule im Laufe der letzten drei Jahre
ungenügend gewesen ist". Die genannten
drei Schulen werden zur Zeit v o n ü b e r

120 deutschen Kindern besucht,
die nach der angekündigtenSchließung ihrer
Unterrichtsbetriebe zum Besuch polnischer
Schulen gezwungen sein werden. Wenn
man hinzufügt,daß vor einiger Zeit bereits

zwei andere deutsche private Volksschulen
im Posenschen, nämlich die Schulen in

Neutvmischel und Ostburg (Kreis
Hohensalza), geschlossen worden sind, so
kommt man zu dem Ergebnis, daß d a s

Deutschtum dieser Wojewodschaft
mitten im Schuljahr nicht weniger
als fünf seiner unter großen
Opfern aufgebauten privaten
Volksschulen und damit voll-

wertige Unterrichtsbetriebe für
mehrere hundert deutsche Kinder

eingebüßt hat!

Wieder 37 deutsche Erziehungsberechtigtc
verurteilt

Jn Ostoberschlesien fanden in letzter Zeit
weitere Prozesse gegen deutsche
Erziehungsberechtigte statt, die

sich weigerten, ihre Kinder in polnische
Schulen zu schicken. Am 12. Mai waren es

9 deutsche Erziehungsberech-
tig te aus verschiedenen Gemeinden des

Kreises Rybnik, die sich vor dem Nybniker
Bezirksgericht zu verantworten hatten, nach-
dem sie gegen die ihnen im Verwaltungs-
wege auferlegten Geldstrafen von 30 bis
60 Zloty Berufung eingelegt hatten. ,Das

Gericht verschärfte die Geldstrafen zu Haft-
strafen; die Urteile lauteten auf 1 b i s 2

Monate Haft ohne Bewäh-
r u n g s f r i Am 19. EJRai wurde vor

dem gleichen Gericht gegen 2 8 w eite r e

deutsche Erziehungsberechtigte,
die im Verwaltungswege mit Geldstrafen
in Höhe von 50 bis 120 Zloty belegt
worden waren, in derselben Sache ver-

handelt. Auch in diesem Prozeß wurden

vom Gericht nicht nur die Geldstrafen be-

stätigt, sondern die Beschuldigten wurden

gleichfalls zusätzlichmit Haftstrafen von 4

bis 8 Wochen belegt.

14 deutsche Arbeiter entlassen
Am 12. Mai stelltevdieVerwaltung der

Friedenshütte wiederum 14 deut-

schen Arbeitern die Kündigung zu.
Die Kündigungsschreibenhatten folgenden
Wortlaut: »Im Auftrage der Direktion

kündigenwir Jhnen mit dem heutigen Tage
das Arbeitsverhältnis unter Einhaltung der

vierzehntägigen Kündigungsfrist w e g e n

N i ch t e i g n u n g zur Ausführung der

aufgetragenen Arbeiten. Die letzte Schicht
haben Sie am 26. Mai 1938 zu ver-

fahren". Bei den wegen »Nichteignung«
entlassenen Deutschen handelte es durch-
weg um qualifizierte Facharbeiter;
sie waren seit 20, z. T. seit 30 und mehr
Jahren in der Friedenshütte
b e s ch ä f t i g t. Die Betroffenen sind Mit-

glieder der Gewerkschaft deutscher Arbeiter

und ihre Kinder besuchen die deutsche
Minderheitsschule. Die »Nichteignung«ist
also nicht im technischen, sondern im

nationalen Sinne gemeint. Das heißt, der

wirkliche Entlassungsgrund ist die deutsche
Volkszugehörigkeit.

Exmission eines deutschen Bauern

Am M. Mai wurde der deutsche
Landwirt Heinrich Hoeth in

Glino, Kreis NeutomischeL mit seiner acht-
köpfigenFamilie von seinem Besitz-
tum vertrieben. Hoeth hatte im

Jahre 1922 von einer anderen deutschen
Familie ein 17,-13 Hektar großes Grund-

stück gekauft. Das Bezirkslandamt Posen
hatte diesen Kauf jedoch nicht genehmigt.
Vielmehr war im Jahre 1928 unter A n-

wendung des Vorkaufsrechtes
der Staatsschatz als Eigentümer in das

Grundbuch eingetragen worden. Mitte
1934 hatte daraufhin das Bezirkslandamt
Posen gegen Hoeth Näumungsklage
erhoben. Jn diesem Verfahren wurde

Hoeth am 24. März d. J. vom Posener
Bezirksgericht zur Herausgabe des Grund-

siürks verurteilt. Am 11.Mai fand dann
die Exmission durch den Gerichts-
vollzieher statt. Es ist der 14.Fall
in den drei letzten Jahren.
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Deutscher Verein in Wilna nicht genehmigt
Die Deutschen in Wilna- die Eine

zwar verhältnismäßigkleine, Aber ge-

schlossene Gruppe bilden, stellten bci der

Staifoskei vor längerer Zeit den« Antrag
auf Genehmigung eines deut-

schen Jugendvereins. Die zUIZGU
nehmigung eingereichten Satzungen sahen
ausdrücklichdas Verbot jeder politischen
Betätigungvor. Trotzdem genehmigte die

Starostei die deutsche Vereinsgriindung
nicht. Die Deutschen wandten dllkclllf
in einem Berufungsverfahren an die Wofe-
wodschefk. Aber euch diese Stelle lehnte
den Antrag ab, und zwar mit der sonder-

baren Begründung,»daß durch die Grün-

dung eines solchen Vereins die öffentliche
Sicherheit gefährdet wiirde«!

Aus dem Grenzgebietausgewiesen
Der Starost des Kreises Kolmar wies

drei deutsche Volksangehörige aus Sa-

motschin und Antonin für die Dauer von

drei Jahren aus der Grenzzone des ge-
samten Staatsgebietes aus. Bei zwei von

ihnen, Alfred Bleich aus Samotschin und

Wilhelm Pötter aus Antonin, wurde die

Ausweisung mit dem Vergehen des ver-

suchten illegalen Grenzübertrittes, dessen
sich die beiden im vergangenen Jahre

Germanen
als politische Führe-schickst des- slawisclssen stämme des Mittel-stets

Das erste Erscheinen slawischcr stümme im ostdeutsch-polnischen Raum und
in den sudetenldndern spielt sich in Formen ab, die in der Geschichte ohne Gegen-
stück sind. Lose zusammengefaflte stammesuerbdnde ohne
hä h er e l( u l t ur , in ärmlichen Lebensuerhültnissen siedeln sich planlos zwischen
den in der alten Heimat uerbliebenen Germanen an, übernehmen viele Kulturgüter,
die sie uorfinden und gehen fortan in derselben urtümlichen Art ihrem Lebens-
unterhalt nach, wie sie es in-ihrer ostpolncsch-westrussischen Urheimat uon jeher
gewohnt waren.

ständige Wirren untereinander sind das Ze ic h e n m a n g e l n d e r po l i —

t is ch e r G e s t a l t u n g s k r a f t,- «a die Freiheit geht ihnen in Kurzem uerlorcn
so durchzieht die slawischc Frii Igeschichte e in e u n te r b r o c h e n e K e t te
u o n F r e m d h e r r s c h a te n ,

denen die slawischen Völker bis in die Neuzeit
hinein immer wieder ihr aupt gebeugt haben (in Rufllands Tataren, Mongolen, «

Deutsch-Balten, Juden, Georgier usw« in den sudetenlündern: Deutsche und

Madjaren, in sü dsla u i e n: Awaren, Deutsche, Madjaren, Türken u. a.).
ln der Frühgcschichte sind die slawischen stümme nach zeitweiscr Unter-

drückung durch das turko-tatarischc Reiteruolk der Awar en hauptsächlich durch
G e r m a n e n politisch zusammengefafit worden.

lm li. Jahrhundert gehören die slawen, noch weit im Osten sitzend, zum

Reiche des G o te n k o n ig s E r m a n a r i c h. Durch die Hunnen aufgestört, ziehen
sie —- wohl als ,,Wanderarl)eiter« — unter gotischer Führung nach Westen, wo sie

ostgcrmanische sippen uorfinden und in sich einschmelzen. schon im 7. Jahr-
hundert findet ein grofJer Teil der Wesltslawen neue politische Führer in dem
Franken s amo und seiner Gefolgschaft, die ein Reich in den sudetenldndern und

Mitteldeutschland aufrichten. s e it d e m 9. .l a hr h u n d e r t b e s t i mm e n

einerseits die Deutschen, andererseits norwegische, ddnische
und schwedische Wikinger die Geschicke des slawentums
Um Nowgorod (Naugard), spdter Kicw (Kdnugarlcxty)bildet sich der Wikingerstaat
des Wardgers Rurik (nord. Rörek) und seiner achkommen, die Iceimzelle des
russischen Reiches (»Rus« nennen sich die Gefolgsleute Röreks selbst-O. ;

Anfang des lo. Jahrhunderts erhebt sich das Reich der Piasten

(germanischer Geschlechtsname!), dessen erster bekannter Fürst D a g o (nord. Dagr.
d. h. schwert, Degen) heifit sein Hauptort Gnesen wird der Mittelpunkt dieses

spüter ,,Polen« genannten staatswescns.
Auch das in Böhmen zur Herrschaft gelangte Geschlecht der P rz emgs l iden

ist mit Wikingerblut durchsetzt, wird überdies durch Heiraten und Kulturwillen
ein deutsches Fürstengeschlecht, ebenso wie die Piasten deutsches Blut in sich auf-
nehmen. Die westlichen slawischen stümme kommen seit dem 8. Jahrh und ert
unter deutsche Herrschaft; schon Otto I. macht die bdhmischen Fürsten und die
Piasten zu Lehnsmünnern und regiert über ihre Untertanen

Er g c b n i s .- seit ihrem Auftreten in der Geschichte fehlt den slawen politische
Gestaltungskra t. Wo sie zu staatswesen zusammengefafit werden, bedürfen sie

germanischer ührer!
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schuldig gemacht hatten, begründet. Bleich
und Pötter sind Jungbauern, sie werden,
da ihre Väter Kriegsinvaliden sind, als

einzige Söhne zur Aufrechterhaltung der

väterlichenWirtschaften dringend benötigt.
Man geht wohl nicht fehl in der An-

nahme, daß die Hoffnung, auf diese Weise
zwei deutsche Bauernhöfe zugrunde richten
zu können, bei dem Entschluß, die beiden

Deutschen aus der Grenzzone auszuweisen
und damit als ,,p0litisch unzuverlässig«zu
brandmarken, entscheidend mitgespielt hat.

Deutsche Veranstaltungen verboten

Die Jungdeutsche Partei hatte
für den 15. Mai, den Tag der Arbeit, eine

Kundgebung auf dem Sport-
platz des i. C. Kattowitz geplant.
Die Kundgebung konnte n i ch t d u r ch -

g e f ü h r t werden, da die Kattowitzer
Interessengemeinschaftals die Eigentümerin
des Sportplatzgeländesgegen dessen Ver-

wendung für eine deutsche Kundgebung
Einspruch erhob und für den Fall, daß die

Kundgebung dennoch veranstaltet würde,
dem 1. C. mit der sofortigen Lösung des

Pachtverhältnissesdrohte. — Arn 22. Mai

sollte in Bromberg die i. Deutsche
Leistungsschau des Handwerks
und der geistig schaffenden Deutschen er-

öffnet werden. Die Schau sollte ein ein-

dringliches Bild vom Schaffen der Deut-

schen in Polen geben; siewar zwei Wochen
vorher ordnungsgemäßangemeldet worden.
Die Veranstaltung wurde 2 4 St u n d e n

vor Eröffnung vom Starosten
v e r b o t e n.

Polnische Mattosen unter Danziger
Polizeiaufsicht
Der ,,Danziger Vorposten« brachte in

seiner Nummer vom 20. Mai d.- J. ein

Bild, das an ein ganz ähnliches Bild er-

innerte, das vor einer Reihe von Jahren
veröffentlichtwurde Das Bild zeigt fü nf
polnische Matrosen, die, ge-

folgt v«on zwei Danziger Poli-
zeibeamten und von einerSchar
amüsiert lachender Kinder be-

gleitet, durch eine Straße der

deutsche Stadt Danzig ,,patrouil-
l i e r e n«. Vor einigen Jahren hatte
dieser Vorfall einen schweren Konflikt
zwischen der Freien Stadt und Polen zur

Folge. Damals nämlich hatte der Kommun-
dant eines im Danziger Hafen liegenden
Kriegsschiffes, ohne die vorherige Geneh-
migung des Danziger Polizeipräsidenten
eingeholt zu haben, eine Patrouille an

Land geschickt, die den Auftrag hatte, für
die gute Führung der auf Urlaub in der

Stadt befindlichen polnischen Nkatrosen zu

sorgen. Jetzt handelt es sich um beantragte
und genehmigte Streifen der NZannschaften
zweier polnischer Kriegsschiffe, die bei der

Danziger Werft im Dock zur Neparatur
liegen. Der ,,Danziger Vorposten« fügte
dem Bild als private IReinung der Schrift-
leitung folgende ganz richtige Bemerkung
hinzu: »Wenn die polnischen Nkatrosen
sich anständig benehmen würden-

brauchte ihr Streifendienst nicht einzu-
greifen, dann wären auch die auf dem Bild

mit einigen Schritten Abstand sichtbaren
Schutzpolizeibeamten als Beruhigungspille
für die Danziger Gemüter überflüssig. So-
mit wäre auch der ,Parademarsch polnisrhrr
Truppen in Danzig«unnötig und es entfiele
die Niöglichkeihdurch ein militantes Schau-
spiel vielleicht wider Willen und entgegen
den Absichten derjenigen, die es angeht, die

Lachmuskeln der Danziger zu reizen.« Jn
der Tat machen die polnischen Krieger, die

da in den Danziger Straßen im Bewußt-
sein ihrer lächerlichen Situation unter der

Aufsicht und dem Schutz deutscher Polizei-
beamter ihren ,,Streifendienst« versehen,
alles andere als einen heroischen Eindruck·
Die Danziger Jungen haben· an dem für
Polen tragikomischen Anblick offensichtlich
ihren besonderen Spaß.

Ein schlecht angenähter Knopf
Aus Anlaß des polnischen Nationalfeier-

tages fand in Danzig am Z. Mai eine

Kundgebung des dortigen polnischen Volks-

splitters statt. Jm Rahmen der Kund-

gebung sprach der Präsident der See- und

Kolonialliga, General Kwasniewski.
Der Inhalt der Rede dieses Generals

stellte, zumal sie auf Danziger Boden ge-

halten wurde, eine Provokation und

Anmaßung dar. Einem Bericht des

»Kurjer Poznanski« zufolge führte Kwas-
niewski u. a. folgendes aus: Die Freie
Stadt Danzig sei sowohl innenpolitisch wie

auch außenpolitischmit niemandem anderen

als allein mit Polen auf Tod und Leben
verbunden Polen sei Danzigs Er-

nährer Polen müsse wenn auch
schmale, so doch stark besetzte Tore nach
dem Meere hin haben, und der einzige
Schlüssel zu diesen Toren müsse sich un-

widerruflich in der eisernen Hand Polens
befinden. Die Schließung der. Weichsel-
mündung müßte in Polen eine große Ueber-

schwemmung hervorrufen, die das an den

Ufern dieses Wassers wohnende Volk dazu
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zwingen könnte, die Weichseltore mit Ge-
walt zu sprengen, um den freien Zugang
zum IReere zu gewinnen. Die polnische
Bevölkerungsei wegen der Danziger Frage
mit Sorge erfüllt, die sich in den Zorn
eines 34-s)1?illionen-Volkes (?l) verwandeln
könnte. Danzig sei, so meinte der General
in Anlehnung an ein Wort des Marschalls
Rydz-Smigly, ein Knopf an der pol-
nischen Uniform, der vielleicht
schlecht angenäht sei, den Polen aber
unter keinen Umständen werde abreißen
lassen. »Der Danziger Vorposten« stellte
in seiner Zurückweisung dieser provoka-
torischen und anmaßenden Rede des polni-
schen Generals ganz sachlich und nüchtern
folgendes fest: »Die Unifvrm, unter deren

Zeichen Danzig lebt, ist die braune Uniform
des Nationalsozialismus. Alle Knöpfe an

dieser Uniform sitzen gewöhnlichfest, stets
bereit zum Appell.« Mehr ist zu dieser
Rede des polnischen Generals auch kaum zu
bemerken·

Die letzten Verurteilten des Kauener

Kriegsgerichtsprozessesbegnadigt

Staatsprästdent Smetona hat die

letzten sechs Verurteilten des Kauener

Kriegsgerichtsprozesses von 4935 be-

gnadigt. Es handelt um die vier vom

Kriegsgericht zunächst zum Tode verur-

teilten und später zu lebenslänglichem
Zuchthaus begnadigten Memelländer

Walter Prieß, Ewald Boll, Emil

Lepa und Heinrich Wannagat, sowie
um die vom Kriegsgericht zu lebensläng-
lichem Zuchthaus verurteilten Brüder Jo-

hann und Ernst Wallat. Mit der Be-

gnadigung dieser sechs Memelländer hat
Staatspräsident Smetona ein besonders
finsteres Kapitel der litauischen Justiz
liquidiert. Die gesundheitlichen und wirt-

schaftlichen Schäden, die den Betroffenen
und ihren Angehörigendurch »das Kriegs-
gerichtsurteil zugefügt worden sind, werden

durch diesen mit dreijähriger Verspätung
eintretenden Gnadenakt nicht ungeschehen
gemacht.

Noch ein Opfer der polnischen Kleptomanie

Nachdem bereits Nikolaus Copper-
nicus und Johann Hevelius von

der polnischen Propaganda in »Polen« um-

gefälscht worden sind, hat nun noch einen

weiteren großen Naturforscher dasselbe
Schicksal ereilt: David Gabriel

Fahrenheit. Die in Milwaukee (USA.)
erscheinenden ,,Nowiny Polskie« brachten
vor einiger Zeit einen Artikel, der von
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mehreren Blättern in Polen nachgedruckt
wurde. Jn diesem Artikel wird u. a. be-

hauptet: Das Fahrenheitsche Thermometer
sei »in Polen erfunden« worden und der

Erfinder selbst sei »ein Pole« gewesen.
Nach einigen Bemerkungen über die Be-

deutung dieser Erfindung, die später von

Celsius und Reaumur ausgewertet worden

sei, und über das Leben des im Jahre 1688

in Danzig geborenen und später nach Eng-
land ausgewanderten Naturforschers,
schließt die Notiz mit folgendem Satz:
»Trotz seines fremdklingenden Namens

hielt er sich bis an sein Lebensende für einen

Polen, was er auf Schritt und Tritt be-

tonte«. Es genügt festzustellen, daß Fahrw-
heit nicht in Polen, sondern in

Danzig, also einer deutschen Stadt-
eb o re n wurde, und daß von dem polni-

schen Blatt in Milwaukee nicht die Spur
eines Beweises für die angebliche polnische
Volkszugehörigkeitdes Forschers oder gar.

für dessen polnisches Volkstumsbekennt-
nis vorgebracht werden konnte. Der Fall
Fahrenheit ist ein neues Beispiel der

immer mehr zu einem internationalen

Skandal auswachsenden Kleptomanie der

Träger der polnischen Kulturpropaganda.

Name und Schicksal als Symbol
Vor Jahren baute die See- und

Kolonialliga (Liga Morska i Kob-

nialna) zur Hebung der polnischen See-

schiffahrt und als Symbol für die Ziele —

der Liga ein Segelschiff, das den

Namen ,,Elemka« (Abkürzung des

Namens der Liga) erhielt. Ueber das

Schicksal dieses Schiffes berichtete am

20. Mai d. J. der Krakauer »Jlustrvwany
Kurier Codzienny«in einer kurzen Notiz:
»Seit mehreren Jahren liegt im Gdingener
Hafen untätig das Segelschiff ,Elemka«.
Jetzt hat die See- und Kolonialliga als

Eigentümerin des Schiffes den Segler für
50 000 Zlvty an einen dänischen Kapitän
v e r k a u f t. So endete die Geschichte der

,Elemka«, die nur eine Fahrt von

Gdingen nach dem Nahen Osten gemacht
hat und sofort nach Gdingen zurückgekehrt
ist, wobei die Besatzung in stän-
diger Angst lebte, daß das

Schiff untergehen würde." Wie

der Name, so kann man wohl auch das

Schicksal dieses polnischen Schiffes als

symbvlhaft ansprechen.

Lettlands Landwirtschaft ohne Arbeitskräfte
Die bevölkerungspolitischeLage in Lett-

land bereitet der Rigaer Regierung
wachsende Sorge. Die Landflucht hat



weiteste Kreise des lettischen Volkes erfaßt
und in einzelnen Landesteilen, so z.B. im

INitauer Landkreis, wie bereits mehrfach
von amtlicher Stelle festgestellt worden ist,
schon dazu geführt, d aß fa st n u r no ch
die ältere Generation auf dem
Lande verbleibt, während die jüngere
Generation nahezu restlos in die Städte ab-
wandert und dort nichtagrarischen Be-

rufen zuwendet. Die Leutenot in der lett-

ländischenLandwirtschaft ist ein Problem,
das trotz Lettgallens ohne die masfenweise
Heranziehung landwirtschaftlicher A r-

beitskräfte aus dem Ausland,
also Polen und Litauen, nicht mehr gelöst
werden kann. Mit den von der Regierung
ergriffenen Maßnahmen, durch die Tech-
nisierung der lettländischen
Landwirtschaft die fehlenden Men-

schen zu ersetzen, läßt sich das Problem nicht
mehr meistern. Die Zahl der eigenen Land-
arbeiter und Hirten ist in Lettland auf
etwa je 50 000 ge·funken.Dagegen ist die

Zahl der Industriearbeiter, deren
weitaus größter Teil in Riga konzen-
triert, in den letzten acht Jahren von

72 000 auf über 110 000 gestiegen. Die

Rigaer Regierung sieht unter diesen
Umständen zu neuen durchgreifenden Maß-
nahmen gegen die Landflucht gezwungen.
Es soll die Absicht bestehen, die in den

letzten Jahren stark geförderteJ n d u st r i -

alisierung Lettlands zu drofseln.
Vor allem soll beabsichtigt sein, ver-

schiedene, über die Bedürfnisse des Klein-

staates hinausgehende große Bauvorhaben
zu stoppen und einige tausend Bau- und

fonstige Industriearbeiter wieder der Land-

wirtschaft zuzuführen. Es ist anzunehmen,
daß es hierbei nicht ohne staatlichen Zwang
abgehen wird. Daß es einmal so hat
kommen müssen, hat man schon seit langem
voraussehen können. Lange genug hat die

Rigaer Regierung eine W i r t s ch a f t s -

politik betrieben, die der Struk-

tur des Staates in keinerWeise
e n t s p r i ch t, die Entvölkerung des flachen
Landes beschleunigt, die Unterwanderung
durch fremdes Volkstum begünstigt und

damit letzten Endes durch die Vernichtung
seiner bäuerlichenKraftquellen den Bestand
des lettischen Volkstums gefährdet. Lange
genug hat die Rigaer Regierung eine Ent-

wicklung begünstigt, die d a s l et t i s ch e

Volk dazu verleitet hat, über

seine Verhältnisse zu leben,
eine Wirtschaftskraft zur Schau zu tragen,
der die realen Grundlagen im Lande fehlen,
und dem jungen Staat eine Fasfade zu

geben, die weder seinen Notwendigkeiten noch
feinen Nlöglichkeiten entspricht. D i e

deutfchfeindliche Politik der

Rigaer Regierung, die namentlich, in den

letzten Jahren darauf ausgegangen ist, das

Deutschtum auch aus dem Handels- und

Jndustriesektor des lettländischen Wirt-

schaftslebens herauszudrängen, b e g i n n t

sich am lettischen Volkstum

grausam zu rächen.

Bücher über den Osten
Die oberschlesifche Volksbewegung. Beiträge

zur Tätigkeit der Vereinigung Heimattreuer
Oberschlesier 1918—1921. Von Manfred
Laubert. Verlag Priebatschs Buchhandlung,
Breslau 1938. 200 Seiten mit 10 Bildtafeln
und 1 Karte. Preis kartoniert 5,60 RM.,
gebunden 7,— NM. — Die Arbeit stützt sich
auf das bisher von der Forschung nur wenig
ausgebeutete Archivmaterial der Vereinigten
Verbände Heimattreuer Oberscl)lesier. Diese
Verbände haben in der schwersten Notzeit
Oberschlesiens den deutschen Widerstand gegen
die politischen Ansprüche der Polen geweckt und

organisiert. Jn ihnen hat dieser deutsche Wider-

standswille, der sich elementar in allen Schichten
der oberschlesischen Bevölkerung regte, als die

Gefahr einer Losreißung vom deutschen Mutter-
lande drohte, seinen Ausdruck als echte Volks-

bewegung gefunden. Neben dem Selbstschutz,
der mit den Waffen urn Oberschlesien kämpfte,
waren es diese, das Volk moralisch mobilisie-

renden und zu praktischer Abwehrarbeit ein-

setzenden Verbande, denen es zu verdanken war,

daß trotz französischer und anderer Hilfe sich
nicht alle polnischen Wünsche erfüllten. ,,Dieser
Teilerfolg«, so stellt Laubert abschließend fest,
»ist nicht erzielt worden durch die Regierung,
nicht durch die Parteien, sondern ungeachtet
ihres Widerstandes oder mindestens ihrer Passi-
vität, einfach aus dem oberschlesischen Volke

heraus.« Das Material, das Laubert vor-

bringt, vermittelt einen lehrreichen Einblick in

die vielseitigen Methoden, psychologischen und

materiellen Schwierigkeiten der von den Ver-

einigten Verbänden geleisteten volkspolitischen
Arbeit, in die unendlich vielgestaltige Klein-

arbeit, die getan werden mußte, in die wechsel-
volle Taktik der Massenbeeinflussung und Ein-

zelwerbung, die immer wieder dem Vorgehen
des Gegners angepaßt werden mußte, in die

Hennnungen, die der Arbeit aus der Eng-
stirnigkeit der politischen Parteien, aus der
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Verratsbereitschaft des Zentrums, aus der»Gleich-
gültigkeit und dem INißtrauen der Berliner
Regierungsstellen erstanden, und iii die Schwie-
rigkeiten, die aus der Parteilichkeit der Inter-
alliierten Kommission, der brutalen Aggressivi-
tät des polnischen Gegners und des zügellosen
Terrorismus der Korfantybanden den Trägern
der deutschen Abwehr erwachsen. Das, Buch
ist insofern nicht nur ein Bericht über eine für

Oberschlesien überaus leidvolle Periode, sondern
es verdient auch als eine Veröffentlichung
stärkste Beachtung, aus der die im praktischen
Volkstumskampf Stehenden für ihre eigene täg-
liche Arbeit manches lernen können. Dr.K.

Das östliche Mitteleuropa als Verkehrs-
raum. Von Walter Geisler. Band 15

der Reihe »Zur Wirtschaftsgeographie des

deutschen Ostens«. Volk und Reich Verlag,
Berlin 1938· 73 Seiten. Mit 2 farbigen
Karten von Herbert Morawe Preis 4,2F)
RM- — Geisler untersucht in dieser Arbeit

die Voraussetzungen und Gegebenheitemdes

Eisenbahnverkehrsnetzes im ostmitteleuropäischen
Raum. Er charakterisiert die Struktur des

Eisenbahniietzes in den einzelnen Staaten dieses
Raumes und wendet der Bedeutung einzelner
Landschaften, wie des Wiener Beckens, der

MähkischenPforte und des mittleren Donau-

raumes, seine besondere Aufmerksamkeit zu.
Bei der Betrachtung der Verbindungen Ost-
deutschlands mit den angrenzenden Staaten

tritt die zentrale LageBerlins als beherrschender
Knotenpunkt des gesamten ostmitteleuropäischen
Eisenbahnnetzes hervor. Auf den beiliegenden
Karten ist für die Vorkriegszeit und die Gegen-
wart die Bedeutung der Fernverkehrslinien ge-

kennzeichnet,so daß die durch die politische Neu-

ordnung Ostmitteleuropas hervorgerufenen Ver-

kehrsoerlagerungenklar zu verfolgen sind. Dr. K-

Kampf um den deutschen Lebensraum. Ein

raumpolitischer Atlas mit Erläuterungen Vom

politischen Ende des Römischen Reiches Deutscher
Nation bis zum Germanifchen Reich Deutscher
Nation. Herausgegeben-von dem Verlage der

Zeitschriften »Die Zivilversorgung«und «Staats-
und Selbstverwaltung«. Kameradschaft Ver-

lagsgesellschllft Gersbach u. Co., Berlin W 35.

155 Seiten. Preis «8,25 RM. — JM Gegen-
satz zu den gebräuchlichenGefchichtsatlanten,
auch den zahlreichen »geopolitisrhenAtlanten«,
die in den letzten Jahren erschienen sind, und

die durchweg die Karte völlig in den Vorder-

grund stellen, stehen in diesem Atlas Karte und

Text gleichwertig nebeneinander. Der Stoff
ist räumlich so angeordnet, daß jeweils neben

einer Kartenseite die dazugehörige Textfeite
steht. Auf je einer Karten- und Textseite wird je-
weils ein in sichabgeschlossenesThema behandelt,
z. B. die »Bestimmungen des Westfälischen
Friedens von 1648« oder die ,,Orientalische
Frage vom Berliner Kongreß bis zum Welt-

krieg«. 54 solche verschiedenen Themen bilden

den Jnhalt des gut ausgestatteten Buches, das

alle wesentlichen Perioden und Entwicklungs-
linien des Kampfes um den deutschen Lebens-

raum vom DreißigjährigenKrieg bis zur Gegen-
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wart behandelt. Die mehrfarbigeii Karten sind
anschaulich gezeichnet. Die Terte sind klar,
vielfeitig und sorgfältig durchdacht. Die Blätter
sind auswechfelbar, so daß vorgesehene spätere
Ergänzungen beigefügt werden können. Jm
Ganzen erfüllt der Atlas die ihm gestellte Auf-
gabe, eine lebendige Vorstellung vom deutschen
Raumschirksal zu geben, in hohem«Maße. Jni
Einzelnen sei auf einige Punkte, die einer

Korrekturbedürften, aufmerksam gemacht. Auf
Seite 7 ist davon die Rede, daß Friedrich der

Große »in großzügiger Weise eine Brücke

deutscherMenschen über die ehemaligen pol-
nischenGebiete nach Ostpreußen baute«; das

ist«eine Verkennung der Nationalitätenverhält-
nisfe in, Westpreußenz. Z. der Wiedervereini-
guiig dieses Gebietes mit Preußen iind eine

arge Ueberschätzungder nationalpolitischen Be-
deutung der friderizianischen Siedlungspolitik.
Aus Seite 15 wird die staatliche Stellung
Danzigs um die Mitte des 17. Jahrhunderts
mißverständlich geschildert. Auf der Karte
Seite 28 hätte das Herzogtum Kurland als
autonomes Gebiet gekennzeichnetwerden müssen.
Auf Seite 37 wird übersehen,daß die Einver-
leibung Westpreußens und des Ermlandes in

Polen nicht schon durch deii 2. Thorner Frieden
1466, sondern erst durch den Rechtsbriich von

Lublin 1569 erfolgte. Auf der Karte 120, die
die Nationalitätenfrage in Europa behandelt,
hätte u. a. die gefonderte Eintragung der Oester-
reicher neben den Deutschen unterbleiben und

hätte Südmähren stärker deutsch koloriert«
werden müssen. Uff. Dr.K.·

Deutsches Schicksal. Ein raum- und volks-

politisches Erziehungsbuch Von Walter

Stuhlfath. Verlag von Julius Beltz,
Laugensalza-Berliii-Leipzig1937. Heft 6X7 der

amtlichen Schriftenreihe im Unterrichtsgebrauch
des Reichsarbeitsdienstes. — Das Heft enthält
auf 64 Karten geopolitisches Anschaiiungs-
material. Auf den Karten wird jeweils ein

Mindestmaß von Einzelheiten gebracht, so daß
von dem eigentlichen Thema nicht abgelenkt
wird. Die Darstellungsweise setzt, wie es den

Bedürfnissender Schulung einer aus allen Be-

völkerungsschichtensich zusammensetzenden Ge-

meinschaft entspricht, keine besonderen geschicht-
lichen, geographischen und anderen Kenntnisse
voraus und weiß doch das Wesentliche zu sagen.
Gezeigt werden u. a. die politische und welt-

wirtschaftliche Lage des Deutschen Reiches vor

dem Kriege (Bündnispolitik, Einkreisung, Kolo-

nialpolitik usw.), die territorialen Folgen des

Versailler Diktates, die Zertrümmerung der

Grenzen im Westen und Osten, Frankreichs neue

Einkreisungspolitik, die deutschen Gegenaktionen
(England, Polen, Jtalieii), die bolschewistische
Drohung, die Schwierigkeiten, die der Her-
ausbildung einer staatlichen Einigung des

deutschen Volkes entgegenstellten, und deren

Ueberwiiidung, die volks- und bevölkerungs-
politischen Probleme des deutsch-slawischen
Grenzraumes uam. Wie bei all diesen Karten-

samnilungen könnte natürlich auch hier be-

mängelt werden, daß dieses oder jenes wichtige
Problem nicht dargestellt worden ist. Eine Kritik



dieser Art liefe aber Gefahr, sich ins Uferlose
zu verlieren. Aber auf einige Mängel der in
der Sammlung enthaltenen Karten soll hinge-
wiesen werden. Die Besetzung der Ukraine durch
deutsche Truppen während des Krieges ermög-
lichte die Ueberwindung der Hungerblockade
nicht, wenn sie auch diesen Zweck verfolgte
-(Karte 11). Die Betonung der Möglichkeit
einer Gefahr, die aus der geographischen Lage
des wendischen Sprachgebietes erwachsen könnte,
tut den wendisch sprechenden Deutschen Unrecht
(Karte 14). An der staatlichen Atomisierung
Osteuropas war neben Versailles und Trianon

auch das Diktat von St. Germain beteiligt
(Karte 18). Mit den baltischen Staaten hat
Frankreich keine militärischen Abmachungen wie
mit Polen und den Staaten der Kleinen
Entente getroffen (Karte 21 und 24). Die

Kartendarstellung des

deutsch-polni,schen
Gewalt-

verzichtpaktes ist geeignet, grund ätzlich falsche
Vorstellungen über die Bedeutung dieses Paktes
zu erwecken (Karte 22 und 24). Finnland ge-

hört nicht zum Baltikum, weder geographisch,
noch geschichtlich, noch politisch (Karte 26).
Danzig muß grundsätzlich wie das Deutsche
Reich gekennzeichnet sein (Karte 27). Jn

Masuren und in der Lausitz (wie auch im

Memelgebiet) gibt es kein nichtdeutsches Volks-
tum (Karte 28 und 51). Dr. K.

Schlesien. Ausfallstor deutscher Kultur

nach Osten im Mittelalter. Von Hermann
Aubin. Heft 7 der »Schlesienbändchen«.
40 Seiten mit Karten und Zeichnungen· 13

Bildtafeln. Flemmings Verlag, Breslau-Deutsch
Lifsa 1937. Preis 0,80 RM. — Jm Laufe von

anderthalb Jahrhunderten war Schlesien so
weit für das Deutschtum gewonnen, so stark
von bäuerlichen und städtischen Siedlungen
deutschen Volkstums besetzt, daß es selbst zum

Ausgangspunkt deutscher Auswirkung in den

weiteren Osten werden konnte. Es wurde zum

deutschen Mittler nach Osten. Jn dreifacher
Hinsicht hat es diese Mittlerrolle bewiesen: es

gab starke Ströme deutscher Siedler nach Polen,
vor allem Galizien, sowie nach Preußen und

Oberungarn ab; es wurde die tragende Brücke
des deutschen Handels nach Osten und es ver-

mittelte das den landschaftlichen Bedingungen
angepaßte deutsche Recht in den gesamten Ost-
raum zwischen Preußen und Ungarn. Ueber

diese deutschen Leistungen Schlesiens, denen sich
noch diejenigen auf geistigem und kulturellem
Gebiete anschließen, berichtet Aubin, ein her-
vorragender Kenner der schlesischenGescköichthr.K.in dem vorliegenden Bändchen.

Einführung in die Vorgeschichte Mittel-

deutschlands. Von Carl Engel und Werner
R a d i g. VerlagsbuchhandlungFriedrich Brand-

stetter, Leipzig 1937. 2 Hefte in einem Band
80 Seiten mit vielen Abbildungen im Text
und 20 Tafeln. Preis Leinen 3,80 RM. —-

Diese beiden Hefte versuchen auf knappstem
Raum die wesentlichen Tatsachen der mittel-

deutschen Vorgeschichte zusammenzustellen· Die
beiden Verfasser haben den wissenschaftlichen

Stoff auch für den Laien verständlich und an-

sprechend behandelt. Zahlreiche Abbildungen,
Kartenskizzen, schematische und tabellarische
Darstellungen erleichtern das Verständnis der

Ausführungen, die den mitteldeutschen Raum
als den Ausgangs- und Brennpunkt umstiirzen-
der Völker- und Kulturverschiebungen im vor-

geschichtlichen Europa erkennen lassen. Dr. K·

Der Deutsche im Osten. Monatsschrift für
Kultur, Politik und Unterhaltung Heraus-
geber Wilhelm Zarske. Schriftleiter
Karl Hans Fuchs. Verlag »Der Danziger
Vorposten«. Bezugspreis vierteljährlich 3,50
RM. (Preis des Einzelheftes 1,50 RM.).
— Das erste Heft dieser neuem-dem deutschen
Osten gewidmeten Monatsfchrift ist im März
d.J. erschienen. Die Aufgabe, die sie sich ge-
stellt hat, ist, nach den bisher erschienenen drei

Heften zu urteilen, der Darstellung und Förde-
rung des geistigen Lebens des Deutschtums im

Osten zu dienen, und zwar wird der Osten
dabei verstanden in seiner ganzen Ausdehnung
von der Memel bis zu den Karawanken und in

der ganzen Tiefe des ostmitteleuropäischen
Raumes. Die Zeitschrift sucht dieser weit-

gesteckten Aufgabe einmal dadurch gerecht zu
werden, daß sie das Deutschtum in seiner
kultnrellen Erscheinung und in seiner geistigen
Auseinandersetzung mit den fremden Volks-
tümern dieses Raumes geschichtlich und gegen-

wärtig beleuchtet, und zum anderen dadurch,
daß sie Vertreter der ostdeutfchen Dichtung usw.
selber zu Wort kommen läßt, wie Robert Hohl-
baum, Hans Niekrawietz, Hans Fr. BluncE
Ottfried Graf Finrkenstein, Paul Brock, Hern-
bert Menzel, Ernst Leibl uam. Das Mai-Heft
bringt Arbeiten von Werner Daitz »Deutsch-
land und der Ostseeraum«, Heinz Bröker

,,Schlesiens Feierstätte am Annaberg«, Karl
Viererbl «Einiges Sudetendeutschtum«, Niels
von Holst,»Kunst des Balkenlandes ——— deutsche
Kolonialkunst«,Erich Lindow »Die Musik als

großdeutschesZeugnis«, Karl Hans Fuchs »Pil-
sudski«,Elfriede Reiß »Ferdinand von Schill«,
ferner Erzählungen,Reiseschilderungen und Ge-

dichte von Ernst Leibl, Kilian Knoll, Detlev

Krannhals, Ottfried Graf Finrkenstein Jn
einem Anhang werden gegenivartspolitische
Fragen des Ostens gestreift. Die Hefte ent-

halten zahlreiche Bilder. Dr. K-

Pankrac. Herzhafte Geschichten aus

Deutschböhmerland. Von W e r n e r E r d :

h o f f. Schwarzhäupter-Verlag, Leipzig-Berlin
1938. 176 Seiten. Preis 3,—— RM. —

Es sind kurze und manchem vielleicht zunächst
nebensächlicherfcheinende Episoden ans dem

sudetendeutschen Volkstumskampf, die der Ver-

fasser in diesem Buch erzählt. Aber wie sich
das, was man »politischenKampf« nennt, in

der Wirklichkeit des Alltags in ungezählte Ein-

zelerscheinungen auflöst, so läßt sichder Volks-

tumskampf von dem, der ihn nicht selber mit-

erlebt, weniger durch theoretische Darlegungen,
als durch Berichte über eben diese unzähligen
Einzelerscheinungen am besten begreifen. Erd-
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hoff versteht gut und lebhaft zu erzählen· Er
gibt mit seinen Geschichten dem tschechischen
Gegner einige bittere Pillen zu schlucken Die

Geschichten, die aus der Kampfzeit der 1933

nufgelösten Deutschen Nationalsozialistischen
Arbeiterpartei stammen, legen Zeugnis ab von

der gesunden Kraft und dem Pameradschaftlicheu
Geist, die den sudetendeutschen Kampf um

volkische Selbstbehauptnng nnd Selbstbestim-
mung beseelen. Dieser Kampf wird von gläu-
bigen Menschen und tapferen Herzen getragen,
die dem heute staatsbeberrschenden tschechischen
Pöbel gegenüber ihren deutschen Stolz und die

Gewißheit ihres kommenden Sieges bewahren.
JBirklich herzhafte Geschichten sind das, so die

Geschichte von dem deutschen Professor, der in

einer nationalfozialistischen Versammlung plötz-
lich anfängt, zu den vor ihm sitzenden Arbeitern
im unverfälschtenegerläuderDialekt zu sprechen
und den tschechischen Aufpasser mit dummem

Gesicht dabeisitzenläßt, oder die Geschichte vom

Bucherket«-Toiiiund FischgrubewMichL die eine

Luftschutzübungoerschlafen und darauf wegen
«besondererTüchtigkeit«vom Staat eine öffent-
liche Anerkennung erhalten, usf. »Wenn in

diesem Buche«, so sagt der Verfasser in der

Einleitung, ,,mehr Fröhliches erzählt wird, dann

auch deswegen, weil uns der Glaube an das

Leben unseres Volkes nie oerlorengegangen war

nnd wir wußten, daß zum politischen Kampf
ein eiserner Wille u nd ein fröhliches Herz
gehört Am Ende wird innner nur der Tapfere
siegen, dem der Kampf zur Freude gereicht.«
Deshalb wird das Buch gerade denen gefallen,
die selber als Nationalsozialisten eine schwere-
aber doch schöneKampfzeit mitgemacht haben-
llud gerade die werden es auch sein, die die

Bedeutung des Kampfes, der drüben in Su-

detendeutschland mit erbitterter Heftigkeit tobt,
recht zu begreifen vermöge-L Dr- K-

Ostdcutsche Monatshcfm Herausgegeben
von Carl Lauge. llnter Ntitwirkung der

Deutschen Akademie. Verlagshaus BongtLCo.,
Berlin. Preis des Einzelheftes 1,25 RM.
— Mit Beginn des 19. Jahrhunderts sind die

»OstdeutscheuNkonatshefte«vom Verlag Georg
Stilke an einen anderen Verlag übergeglaugenZugleich ist eine Aenderung im inneren ufbau
der Zeitschrift festzustellen. Trotz zweifellos
besten Willens aller Beteiligten, dem Tempo
und dem Geist der neuen Zeit gerecht zu werden,
machten die »OstdentschenMonatshefteT in
den« letzten Jahren in zunehmendem Maße
einen etwas senilen, allzu ästhetischenund reich-
lich wirklichkeitsfremden Eindruck, der die be-

rechtigte Kritik der jüngeren, politisch ausge-
richteten Fulturschaffendeu Kräfte des Ostens
und vor allem Dankigs herausforderte. Mit
der i. Nummer des 19. Jahrgangs (April4.938)
ist nun ein erfreulicher Versuch gemacht worden,-
in die im Ganzen verdienstvolle Arbeit der

»OstdeutschenNkonatshefte« wieder einen Zug
kräftigerenLebens und politischer Aktioität zu

bringen. Drei größere Arbeiten, Atifsätze,,Zur
Vor- und Frühgeschichteim deutschen Osten«
(Bruno Ehrlich), »Wie mir der deutsche Osten
Zur Heimat wurde« (Wilhelm Heye) und

»Danzig und die Kunst des 18. Jahrhunderts«
(Willi Drost) bilden den Hauptteil des Heftes.
Den Nest nehmen kulturpolitische Betrachtungen
und Notizen, sowie Buchbesprerhuugen ein-

Dr. K.

Verlag Dr. ricdri Osmer, Berlin SW 61, Lankwitzstr.2-3. — Verantwortlkch für die Schriftleitnuqx Dr. Otto
K r e d e l , IärrllngåricdenmyJllstr. 2. — Druck: Westtreuz-Druckerri Grabh» Berlin-Lichtenrade, Melttestr.,«l. —

Verantwortlich für Anzeigem Kurt Haupt, Flchtenan b. Berlin. — Erscheint monatlich zweimal. Postbezuq viertel-
iöhrlich RM. MO. Einzelnummer RM. 0,20 und RM. 0,05 Poftgebühr. — Anzeiqenprelslifte 4. — J. v.
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